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(Beginn: 12.30 Uhr)

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Vertreter der Bayerischen Staatsregie-
rung! Unsere Frau Claaszen in Brüssel! Vertreter 
des Landtags in Brüssel! Ich darf alle recht herzlich 
begrüßen, natürlich ganz besonders – und ich 
möchte sie kurz vorstellen – unsere fünf Sachver-
ständigen, die wir für heute eingeladen haben. Ich 
werde sie in alphabetischer Reihenfolge nennen: 
Frau Gabriele Bischoff, die Vorsitzende der Arbeit-
nehmer im Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss in Brüssel, Herr Prof. James Davis, Di-
rektor des Instituts für Politische Wissenschaften an 
der Universität St. Gallen, Herr Oliver Dreute von 
der Europäischen Kommission in Brüssel, Herr Prof. 
Clemens Fuest – es kennt ihn ohnehin jeder –, der 
Präsident des ifo-Instituts in München, und Frau 
Dr. Angelika Poth-Mögele; sie vertritt die Stimme der 
Kommunen und Regionen als Direktorin beim Rat 
der Gemeinden und Regionen Europas in Brüssel.

Ich sage nochmals ganz herzlichen Dank, dass Sie 
heute Ihre Zeit aufgewendet haben, um zu uns zu 
kommen. Für uns ist das ein sehr interessanter Ter-
min, weil auch der Bayerische Landtag und wir als 
Abgeordnete natürlich sehr dankbar und sehr froh 
sind, wenn wir einen sogenannten Input von außen 
bekommen. Ich sage Ihnen dafür, dass Sie heute 
gekommen sind und uns Ihr Wissen und Ihre Erfah-
rung zur Verfügung stellen, ganz, ganz herzlichen 
Dank und begrüße Sie ausdrücklich nochmals ganz 
herzlich heute hier im Bayerischen Landtag!

(Beifall)

Meine Damen und Herren! Die Europäische Kom-
mission hat am 01.03.2017 beschlossen, eine 
grundlegende Diskussion über die Zukunft der Euro-
päischen Union anzustoßen. Sie hat an diesem Tag 
das "Weißbuch" mit fünf Reflexionspapieren vorge-
legt und somit fünf Alternativen für die Zukunft Euro-
pas gezeichnet. Am 21.06.2017, also im Juni dieses 
Jahres, haben wir im Europaausschuss beschlos-
sen, eine Expertenanhörung zu diesem Thema 
durchzuführen, um uns auch unsere politische Mei-
nung über die Zukunft Europas noch besser bilden 
zu können.

In der Zwischenzeit allerdings – Sie wissen es alle – 
ist viel passiert: In Frankreich waren Wahlen, in 
Deutschland waren Wahlen. Herr Juncker hat am 
13.09. eine Rede zur Lage der Europäischen Union 
gehalten. Und erst am letzten Wochenende waren in 
Tschechien und vorher in Österreich Wahlen, und 
auch die Brexit-Verhandlungen laufen natürlich recht 

zäh. Das heißt, wenn man jetzt das ganze Bild an-
schaut: Wir haben nicht nur fünf Zukunftsalternati-
ven, wir haben zurzeit eigentlich sieben Zukunftsal-
ternativen Europas, weil die Vorstellungen von 
Macron damals, als das Weißbuch erschienen ist, 
noch nicht vorgelegen sind und natürlich auch die 
politische Lage eine andere war. Außerdem war die 
Grundsatzrede von Juncker noch nicht in der Welt.

Es waren natürlich auch in Deutschland Wahlen, 
und wir haben sozusagen noch keine bundespoliti-
sche Linie für die Zukunft Europas, da diese erst 
durch die Koalitionsverhandlungen, die, wie wir alle 
hoffen, zu einem Ergebnis kommen, wahrscheinlich 
im Dezember festgelegt werden wird.

Das heißt, die Zukunft Europas ist, was die Planung 
anbelangt, völlig offen. Daher ist es umso wichtiger, 
dass wir uns hier im Europaausschuss im Baye-
rischen Landtag – auch der Vorsitzende des Finanz-
ausschusses ist hier, Peter Winter, ein herzliches 
Grüßgott, ich habe dich erst jetzt gesehen; das ist 
natürlich auch wichtig für die Finanzen Europas, 
darum ist er hier – ein Bild über die Zukunft Europas 
machen, ein Bild auch deswegen, weil Europa, 
wenn man den Status quo betrachtet, in guter Ver-
fassung ist.

Wir haben alle Krisen der Vergangenheit – Sie wis-
sen es alle –, diese Währungskrisen, vor allem die 
Finanz- und Wirtschaftskrisen, gut überstanden, und 
Europa steht so gut da wie noch nie seit Beginn der 
Römischen Verträge. Es hätte, glaube ich, niemand 
gedacht, dass das so schnell gehen würde. Wir 
haben einen Gemeinsamen Binnenmarkt, wir haben 
eine Gemeinsame Währung, wir haben Freizügig-
keit, wir haben offene Grenzen. Europa ist ein Er-
folgsmodell, das vor allem uns Deutschen als Ex-
portnation und damit natürlich auch uns Bayern 
zugutekommt.

Auf der anderen Seite ist natürlich in Europa, wenn 
man die Wahlen gerade in Tschechien und Öster-
reich oder auch die deutsche Wahl zum Bundestag 
richtig analysiert, eine Zunahme der europakriti-
schen Stimmen festzustellen. Deswegen ist es ganz 
wichtig, dass wir uns diesen Zukunftsfragen stellen, 
und ich bin daher froh, dass die Experten heute hier 
sind.

Ich würde vorschlagen, dass wir jetzt mit der Anhö-
rung beginnen. Vom Zeitablauf her haben wir uns 
vorgestellt, dass jeder Experte/jede Expertin zirka 
fünf bis zehn Minuten seine bzw. ihre Meinung vor 
allem zum Weißbuch darlegt – wir haben ja die Fra-
gen im Fragenkatalog ergänzt um Macron und um 
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Juncker – und wir dann in die allgemeine Diskussion 
einsteigen.

Ich möchte in alphabetischer Reihenfolge mit Frau 
Bischoff beginnen. Ich erteile ihr das Wort und bitte 
sie um ihre Ausführungen.

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Vielen 
herzlichen Dank und "Guten Tag!" noch einmal an 
alle zu dieser interessanten Debatte zur Zukunft Eu-
ropas – nicht mehr und nicht weniger ist es, was wir 
alle hier diskutieren wollen.

Lassen Sie mich nochmals kurz vorstellen, woher 
ich komme. Der Europäische Wirtschafts- und So-
zialausschuss ist ein beratendes Gremium für die 
EU-Institutionen, und wir setzen uns aus drei Grup-
pen zusammen: der Gruppe der Arbeitgeber, der 
Gruppe der Gewerkschafter und der Gruppe der 
sonstigen Zivilgesellschaft, in der von Wohlfahrtsver-
bänden über Jugendorganisationen ein ganzes 
Spektrum vertreten ist, und wir erarbeiten unsere 
Stellungnahmen in der Regel im Konsens. Da heißt, 
wir versuchen auszuloten, wo gemeinsame Linien 
sind, oder wir beschreiben eben auch Punkte, wo 
dies nicht möglich ist.

Wir selbst haben eine Stellungnahme zur Zukunft 
Europas erarbeitet, die auch verschickt worden ist. 
Das ist nur eine erste Positionierung des Ausschus-
ses. Wir haben dazu vorbereitend auch Debatten in 
allen 27 Mitgliedstaaten durchgeführt, um auszulo-
ten, wie die organisierte Zivilgesellschaft, die wir ja 
vertreten, sich hier positioniert.

Meine Funktion ist ein Wahlmandat als Präsidentin 
der Arbeitnehmergruppe, und deshalb werde ich 
heute hier auch sehr stark darauf abheben, welche 
Bedeutung das soziale Europa für die Zukunft Euro-
pas hat.

Ich würde den Akzent darauf legen, dass die Krise 
noch nicht überwunden ist. Ja, wir haben Fortschrit-
te, ja, wir haben langsam wieder Wirtschaftswachs-
tum, aber das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in Europa ist nicht im gleichen Maße wieder 
hergestellt, und deshalb war es eine sehr wichtige 
Initiative der Kommission und insbesondere von 
Kommissionspräsident Juncker, eine solche Debatte 
über die Zukunft Europas zu führen. Dazu hat er ja 
fünf sogenannte Reflexionspapiere vorgelegt, näm-
lich eines zum sozialen Europa, eines zur Globali-
sierung, und hat hier einen direkten Zusammenhang 
hergestellt zwischen der sozialen Dimension und der 
Unterstützung oder Nichtunterstützung für Globali-
sierung, zur Vertiefung der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion, zur Verteidigung Europas und eben zu 
den Finanzen.

Wenn man sich diese Szenarien anschaut, die ja 
auch hier diskutiert werden sollen, wird deutlich, es 
ging eigentlich nicht darum, diese fünf Szenarien zu 
diskutieren: Gefällt mir Nummer eins oder Nummer 
fünf besser?, oder sie als abgeschottete Systeme zu 
verstehen, sondern das Ganze ist im Prinzip nur ein 
Aufriss für die Debatte. Ob das wirklich gelungen ist, 
da habe ich, da haben wir auch als Ausschuss Zwei-
fel, weil diese Szenarien vielleicht auch nicht der al-
lerbeste Weg sind, um so eine Debatte zu führen. 
Wir haben sie jetzt aber auf dem Tisch und müssen 
uns deshalb auch mit ihnen auseinandersetzen.

Warum fanden wir, dass die Szenarien nicht eine so 
besonders gute Idee sind? – Weil sie ein Stück weit 
suggerieren, man würde bei null anfangen. Wir hät-
ten uns vorgestellt, dass man eine saubere, gute 
Analyse macht: Was funktioniert gut und was funk-
tioniert nicht?, um dann zu schauen, in welchen 
Themenbereichen man politische Veränderungen er-
reichen muss. Das ist hier nicht passiert. Und die 
Szenarien heben auch viel zu stark auf institutionelle 
Fragen ab. Für uns wäre es viel besser gewesen, 
wenn man die Bürger in den Mittelpunkt gestellt 
hätte und die Debatten entlang dessen geführt 
hätte: Was erwarten die Bürger von Europa und was 
nicht? Und vor allen Dingen – das hat Ratspräsident 
Tusk jetzt, glaube ich, doch deutlich aufgegriffen in 
seinem sogenannten Hirtenbrief an die Mitgliedstaa-
ten – sind nicht institutionelle Fragen in den Mittel-
punkt zu stellen, sondern positive Projekte, die den 
Bürger relativ schnell erreichen können.

Wenn man sich das Szenario 1 – "Weiter so wie bis-
her" – betrachtet, heißt das aus unserer Sicht: weiter 
durchwursteln. Das ist für uns keine Alternative, weil 
man sehen kann, dass es in vielen Bereichen nicht 
mehr funktioniert und die Bürger das Vertrauen ver-
loren haben, dass die EU in den wichtigen Fragen 
Migration, Arbeitslosigkeit – das zeigen alle Euroba-
rometer – wirklich noch Ergebnisse liefern und einen 
Konsens finden kann.

Das Szenario 5 – "Viel mehr gemeinsames Han-
deln" – mag vielen sehr sympathisch sein, ich selbst 
bin auch im Vorstand der Europäischen Bewegung 
und bin da sehr aktiv, aber wir sehen ganz realis-
tisch, dass es im Moment dafür keine Mehrheiten 
geben wird, was durchaus ein Problem ist.

Das Szenario 2 – "Schwerpunkt Binnenmarkt" – 
greift aus unserer Sicht viel zu kurz, und wenn man 
das einmal durchbuchstabiert, und wir haben das im 
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sozialen Bereich als Ausschuss getan, erkennt man, 
das würde dazu führen, dass man z.B. im sozialen 
Bereich keine gemeinsamen Standards mehr für Ar-
beits- und Gesundheitsschutz hätte, wenn man sich 
nur noch auf den Binnenmarkt bezieht, und das 
hätte nicht nur Folgen für die Arbeitnehmer, sondern 
auch für die Unternehmen, weil wir dann mit sehr 
unterschiedlichen Standards europaweit konkurrie-
ren würden.

Ein anderer Punkt aus unserer Sicht ist, dass es, die 
Mobilität innerhalb Europas betreffend, neue Push- 
und Pull-Faktoren zur Folge haben könnte, die 
ebenfalls problematisch sind.

Szenario 4: "Weniger, aber effizienter". Das erfordert 
auch eine Übereinkunft zwischen allen dann ver-
bleibenden Mitgliedstaaten, und aus unserer Sicht 
birgt es auch bestimmte Risiken dadurch, dass wir 
keine einheitlichen Standards und noch mehr Kom-
plexität haben würden.

Zum Szenario 3: "Wer mehr will, tut mehr". Ja, das 
kann einer der Wege aus der Krise sein, aber ist 
kein Ziel in sich selbst, wie das hier durch die Sze-
narien suggeriert wird. Es kann sein, dass einige vo-
rangehen müssen, aber mit der Einladung an alle 
Länder, dass sie da mitgehen können, wenn sie wol-
len. Das ist aber eigentlich nur eine Notlösung und 
nicht ein Ziel in sich selbst.

Der Kommissionspräsident hat ja immer davon ge-
sprochen, dass sein Szenario eigentlich ein sechs-
tes Szenario wäre, das er in seiner Rede skizzieren 
wollte. Wenn wir uns das ansehen, stellen wir fest, 
es bleibt trotzdem in vielen Bereichen noch nebulös. 
Klar ist, dass es darum geht – und ich hoffe, dass 
wir das hier auch tun können –, zu diskutieren, in 
welchen Bereichen welche Initiativen notwendig 
sind, z.B., um die Wirtschafts- und Währungsunion 
zu stabilisieren, z.B., um den Bürgern wieder Ver-
trauen zu geben, dass die EU in den wichtigen Fra-
gen auch handlungsfähig ist.

Um hier auch in der Zeit abzuschließen. Für uns ist 
einer der wesentlichen Schwerpunkte, dass Europa 
mehr Konvergenz braucht, und zwar nicht nur wirt-
schaftlich, sondern auch sozial, und dass es wichtig 
ist, darauf zu achten, in welchen Bereichen, z.B. 
was gemeinsame Mindestniveaus, was Mindestein-
kommen in Europa angeht, also zur sozialen Absi-
cherung gegen die Risiken des Lebens. Das haben 
wir nicht in allen Ländern. Wir haben es in Deutsch-
land, aber in Italien z.B. nicht. Oder auch bei der 
Entwicklung von Mindestlöhnen in Europa sollen wir 
gemeinsam zu mehr Konvergenz kommen, und das 
natürlich unter Berücksichtigung dessen, dass wir 

sehr unterschiedliche Ausgangslagen in den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten haben.

Deshalb ist das Gute an diesen Szenarien, dass es 
nicht einfach um diese alte Frage: Wollen wir mehr 
oder weniger Europa? geht, sondern: In welchen 
Bereichen brauchen wir mehr Europa, und was sind 
realistische Schritte, die wir gehen müssen? Und es 
ist auch perspektivisch nicht auszuschließen, dass 
wir Vertragsänderungen brauchen, die dann auch 
entsprechend zu diskutieren sind.

Daher glaube ich, dass der sozialen Dimension für 
die Zukunft Europas aus Sicht der Bürgerinnen und 
Bürger eine große Bedeutung zukommt, und dass 
es wichtig ist, zu zeigen, das Versprechen der Euro-
päischen Verträge betrifft nicht nur den Binnenmarkt, 
sondern das Versprechen der Europäischen Verträ-
ge ist, dass die Europäische Union dazu beiträgt, die 
Lebens- und Arbeitssituation der Menschen in Euro-
pa zu verbessern, und das muss wieder in das Zen-
trum der Politik gestellt werden.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Frau Bischoff. – Als nächster Sachverständi-
ger wäre Herr Prof. Davis an der Reihe. Bitte.

SV Prof. James W. Davis, Ph. D. (Universität St. 
Gallen): Sehr verehrter Herr Vorsitzender! Sehr ver-
ehrter Herr Rosenthal! Meine Damen und Herren! 
Ich danke Ihnen für die Einladung und die Möglich-
keit, das "Weißbuch zur Zukunft Europas" und die 
damit verbundene politische Diskussion zu kommen-
tieren.

In der Beantwortung des Fragenkatalogs, welcher 
mir geschickt wurde, konzentriere ich mich auf The-
men der internationalen Politik bzw. der Politikwis-
senschaften, in denen meine Expertisen liegen, 
meine Überlegungen werden jedoch nicht alle Fra-
gen abschließend beantworten können.

Persönlich bin ich ein Befürworter vertiefter europä-
ischer Integration. Ich will meine Analyse jedoch von 
persönlichen Ansichten lösen und stattdessen schil-
dern, was aus politikwissenschaftlicher Sicht mög-
lich und zweckdienlich erscheint. Ich will auch dem 
Freistaat Bayern nicht sagen, welche Interessen er 
zu verfolgen hat, sondern aufzeigen, was aus baye-
rischer Perspektive vielleicht denkenswert ist in die-
sem Szenario.

Zum vorliegenden Weißbuch möchte ich heute fünf 
zentrale Beobachtungen festhalten.

Erstens: Das Weißbuch enthält aus meiner Sicht 
keine Szenarien im eigentlichen Sinne, sondern poli-
tische Strategien, die von wichtigen Einflussfaktoren, 
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welche die Kommission selbst identifiziert hat, abge-
koppelt sind. Das sind eigentlich Antworten auf Sze-
narien, aber es sind nicht wirklich Szenarien.

Zweitens: Die Strategien des Weißbuchs basieren 
auf optimistischen Grundannahmen und ignorieren 
Entwicklungen, die den Bestand der EU gefährden 
könnten. Hierzu ein paar Punkte.

Das Weißbuch führt zwar das schwindende Gewicht 
Europas in der Welt an, aber keine der Strategien ist 
für ein echtes Krisenszenario gewappnet. Krisenhaf-
te Entwicklungen wären z.B. weitere EU-Austritte in-
folge des Brexit, also wenn Brexit "ansteckend" 
wäre, die Eskalation separatistischer Konflikte, wie 
wir sie heute in Spanien erleben, wachsende EU-
Skepsis und Rechtspopulismus, was wir nicht nur in 
Osteuropa erleben, sowie die Rückkehr der Euro-
Krise, sollte so etwas zustande kommen. Außenpoli-
tische Krisenfaktoren, die denkbar sind, wären z.B. 
eine massive Verstärkung der Flüchtlingskrise, ein 
Ausscheiden der Türkei aus der NATO, worauf man 
eine europäische Antwort benötigen würde, oder be-
waffnete Konflikte mit Russland in Osteuropa. – 
Alles denkbare außenpolitische Szenarien, die Ant-
worten sind in diesen fünf sogenannten Szenarien 
nicht vorhanden.

Drittens: Die absehbaren Herausforderungen für die 
Zukunft Europas sprechen für eine differenzierte 
Weiterentwicklung der EU und gegen Einheitslösun-
gen. Eine zentrale Herausforderung ist der Vertrau-
ensverlust in der Bevölkerung. Laut dem aktuellen 
Eurobarometer vertraut mehr als die Hälfte aller EU-
Bürger den EU-Institutionen nicht, bewertet die EU 
nichtals positiv und findet, dass ihre eigene Stimme 
nicht gehört wird.

Zwei wesentliche Aspekte in der gegenwärtigen Le-
gitimationskrise sind, wie wir wissen, die Euro-Krise 
und die Migrationspolitik. Der undifferenzierte Ruf 
nach mehr Europa wird diesem Vertrauensverlust 
nicht gerecht. Eine erste Umfrage zu den Plänen 
Macrons hat gezeigt, dass es in der deutschen Be-
völkerung keine breite Mehrheit für eine allgemeine 
Stärkung der EU gibt, wohl aber Unterstützung für 
eine verstärkte Integration in bestimmten Politikfel-
dern, also eine differenzierte Antwort auf die Her-
ausforderungen und eine differenzierte europäische 
Strategie.

Für die fünf Strategien des Weißbuches heißt dies, 
dass diese nicht als Einheitslösung begriffen werden 
sollen. Vielmehr gibt es eine sechste Strategie – Sie 
haben, glaube ich, schon sieben erwähnt, jetzt sind 

es dann acht –, die eine wäre, die differenziert nach 
Politikbereichen vorgeht.

Viertens: Ein Bereich, in dem mehr Europa für mich 
sinnvoll erscheint, ist im Reflexionspapier über die 
Sicherheitspolitik enthalten, und das ist der Bereich, 
in dem ich selbst arbeite. Eine differenzierte Integra-
tion in der Verteidigungs- und Sicherheitspolitik zielt 
auf mehr Europa, berücksichtigt aber auch Zielkonf-
likte und politische Barrieren. Grenzüberschreitende 
Herausforderungen für die Sicherheit bringen eine 
gemeinsame Verantwortung mit sich. Dieser Verant-
wortung wird Europa nicht gerecht, indem nur ein-
zelne Staaten mehr zusammenarbeiten. Das gilt vor 
allem auch für die Flüchtlingspolitik und die Terroris-
musbekämpfung. Auch die Mehrheit der Deutschen 
unterstützt eine engere europäische Kooperation in 
Sicherheitsfragen. In der Europäischen Verteidi-
gungspolitik wird jedoch genau zu prüfen sein, wo 
multilaterale Brigaden, Pooling und Sharing oder 
eine Spezialisierung einzelner Länder auf bestimmte 
Fähigkeiten – das sind quasi die Vertiefungen der 
Formen der Kooperation, die diskutiert werden – 
machbar und effizient sind.

Die Grundlagen für eine vertiefte Integration im Ver-
teidigungsbereich müssen gemeinsame strategische 
Ziele sein. Dabei kann es aber zu Zielkonflikten 
kommen. Zum Beispiel erhofft sich die Europäische 
Kommission von einem Binnenmarkt für Rüstungs-
güter mehr Wettbewerb und geringere Preise. Zu-
gleich würde aber eine gemeinsame und effizientere 
Beschaffung von Waffensystemen die Zahl der da 
gekauften oder beschafften Systeme verringern, das 
heißt, weniger Wettbewerb und steigende Preise zur 
Folge haben.

Man sieht also in diesem Reflexionspapier, dass 
man immer davon ausgeht, "all good things go toge-
ther", dass also alle wünschenswerten Dinge zu-
sammengehören. Es wird nicht in Erwägung gezo-
gen, welche Abwägungen hier getroffen werden 
müssen, und dass ich, wenn ich in Richtung eines 
Zieles gehe, vielleicht weniger weit mit dem anderen 
komme.

Zudem sind institutionelle Reformen nötig. Der Ein-
satz von Gewalt muss natürlich demokratisch legiti-
miert sein. Wenn die nationale parlamentarische Mit-
bestimmung in 27 Mitgliedstaaten das aber 
verhindert, sind eben Entscheidungen notwendig. 
Daher sollten, wenn wir es wirklich ernst meinen mit 
einer vertieften Integration im Bereich der Sicher-
heitspolitik, neue Formen der demokratischen Legiti-
mierung diskutiert werden.
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Fünftens: Eine föderal differenzierte EU würde sich 
auf erfüllbare Vorhaben konzentrieren, solche mit 
hohem Koordinationsbedarf, und dient damit auch 
den Interessen Europas, den Interessen Deutsch-
lands und den Interessen Bayerns. Differenzierte In-
tegration heißt, dass die EU in jenen Bereichen ge-
stärkt wird, in denen es einen Bedarf und eine 
Bereitschaft dazu gibt. Dazu zählen gesamteuropäi-
sche Herausforderungen, wie z.B. Verteidigung, Si-
cherheit und Klimaschutz. Entscheidungen mit gerin-
geren grenzüberschreitenden Externalitäten sollen 
hingegen möglichst nahe am Regelungsgegenstand 
getroffen werden. Die Bedenken der Bevölkerung 
können auf diese Weise ernst genommen werden.

Die Zahlen des Eurobarometers belegen, dass die 
Bayern vor allem jenen politischen Institutionen ver-
trauen, die ihnen nahe sind: zuerst den bayerischen 
Institutionen, dann den bundesdeutschen Institutio-
nen, am geringsten aber der EU.

Fazit: Zusammenfassend kann ein föderal differen-
zierter Ansatz eine ausgewogene Antwort auf die 
Vertrauenskrise der EU geben. Die EU konzentriert 
sich künftig stärker auf gesamteuropäische Heraus-
forderungen, während sie nachrangige Eingriffe in 
das Wirtschaftsleben und die Gewohnheiten der 
Bürger minimiert. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall)

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke, Herr 
Prof. Davis. – Jetzt ist Herr Oliver Dreute an der 
Reihe. Bitte sehr.

SV Oliver Dreute (EPSC Brüssel): Vielen Dank. – 
Vielen Dank, dass Sie mich zu dieser Anhörung ein-
geladen haben. Ich arbeite am European Political 
Strategy Centre, das ist der Think Tank der Euro-
päischen Kommission, der den Kommissionspräsi-
denten berät. Wir sind ein Think Tank, und deswe-
gen gebe ich nicht notwendigerweise die 
abgestimmte Position der Europäischen Kommis-
sion wieder.

Sie haben mich gebeten, die fünf Szenarien des 
Weißbuchs kurz noch einmal zu erläutern, und ich 
würde dann gerne auch auf die Vorstellungen des 
Kommissionspräsidenten zu seinem 6. Szenario ein-
gehen und in der Diskussion mit Ihnen vertiefen.

Ich würde eingangs gerne nochmals darauf hinwei-
sen, dass der Ausgangspunkt dieser Szenarien eine 
Situation war, in der sich die EU seit Jahren in einer 
permanenten Krise befunden hat und in der die Er-
wartung groß geworden ist, dass die Kommission ir-

gendeinen Weg hinaus weist, wie es mit Europa 
weitergehen könnte.

Warum Szenarien – das ist ja hier schon einmal an-
gesprochen worden – und warum keine Visionen? – 
Die Szenarien sind keine auf institutionelle Fragen 
verengten Perspektivplanungen, sondern sie sepa-
rieren die Möglichkeiten, wie Europa in verschiede-
nen Feldern agieren kann und deklinieren diese ein-
zeln durch. Sie gehen natürlich davon aus, dass die 
EU mit 27 Mitgliedstaaten zusammenbleibt und dass 
keine weiteren Austritte stattfinden. Und sie richten 
sich nicht an Institutionen, sie richten sich in erster 
Linie an den Bürger, um ihm klarzumachen, welches 
die Möglichkeiten sind, wie Europa in welchen Berei-
chen weiter voranschreiten kann.

Das ist natürlich keine zielorientierte, mit der Schere 
des Realismus vorbehandelte Vision für die Zukunft 
Europas, sondern sollte eine Diskussion eröffnen. 
Die fünf Szenarien – "Weiter wie bisher", das heißt, 
die EU konzentriert sich weiter auf die Umsetzung 
der Reformagenda, "Schwerpunkt Binnenmarkt", 
"Wer mehr will, tut mehr", "Weniger, aber effizienter" 
und "Viel mehr gemeinsames Handeln" – finden Sie 
im Weißbuch, das Ihnen ja zugegangen ist.

Wenn ich nur ganz kurz auf die einzelnen Szenarien 
eingehen darf: "Weiter so" ist natürlich die wahr-
scheinlichste Rückfallposition, wenn die EU sich auf 
nichts einigt. Das heißt, wir "wurschteln" weiter wie 
bisher. Das heißt aber nicht, dass es keine Ergeb-
nisse mehr gibt, denn die EU beschließt ja auch wei-
terhin und agiert ja auch weiterhin, aber es besteht 
eben die große Gefahr, dass es in den Knackpunk-
ten Asyl, Zuwanderung, Innere Sicherheit und sozia-
les Europa überhaupt keinen Fortschritt gibt, weil die 
bisherigen Strukturen für die Meinungsfindung nicht 
ausreichen.

Wenn wir den "Schwerpunkt Binnenmarkt" nehmen, 
so antwortet dieses Szenario auf die vielfach, insbe-
sondere von Großbritannien, geäußerte Meinung, 
dass Europa sich auf dem Markt auf seine eigentli-
che Kernkompetenz konzentrieren sollte. Wenn man 
diesen "Schwerpunkt Binnenmarkt" allerdings durch-
dekliniert, stellt man sehr schnell fest, dass in der 
heutigen Gesetzgebung, in der heutigen Politik, in 
der heutigen Welt keine genaue Abgrenzung zwi-
schen Marktgesetzgebung und anderen Randberei-
chen, anderen Politikbereichen, die ein Randbereich 
des Marktes sind, ihn aber dennoch beeinflussen, 
möglich sind. Wo die Grenzen zwischen Binnen-
markt, Verbraucherschutz, Sozialstandards, Umwelt-
normen usw. liegen, lässt sich nicht definieren. Inso-
fern ist ein "Schwerpunkt Binnenmarkt" rein 
technisch für uns schwer realisierbar.
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Szenario 3: "Wer mehr will, tut mehr". Das nimmt die 
Anregungen auf, die seit der ersten Diskussion um 
die Einführung der Gemeinsamen Währung durch 
das Schäuble-Lamers-Papier in die Welt gesetzt 
worden sind, dass die Mitgliedstaaten, die sich be-
reit erklären und gewappnet fühlen, weitere Integra-
tionsschritte in einem eigenen Kreis unternehmen. 
Dieses Szenario hat den Vorteil, dass die Einheit der 
27 natürlich formell gewahrt bleibt und dass weitere 
Integrationsschritte oder Politikkoordinierung mög-
lich sind, wo es von einigen gewollt ist.

In der tatsächlichen Umsetzung ist natürlich die 
Frage: Was heißt, wer mehr will, tut mehr? Das ist 
eine Koalition der Willigen. Die führt zu differenzier-
ter Integration, und hier gibt es zwei Szenarien, die 
Unterszenarien sind, nämlich einmal, dass sich 
oberhalb der konzentrischen Kreise – das ist die 
Vorstellung, dass die EU eine enge Politische Union 
als Kern hat mit Wirtschafts- und Währungsunion, 
Fiskalunion, mit Schengen, mit Sicherheits- und Ver-
teidigungsunion – und um diese herum eine Wirt-
schaftsunion, darum eine Zollunion, der Europäische 
Wirtschaftsraum und letztlich ein Raum mit bilatera-
len Freihandelsabkommen gruppieren.

Die zweite Möglichkeit ist, dass es ein flexibles Eu-
ropa der Pioniere gibt, wo sich unzählige Kreise um 
ein Zentrum bilden, das sehr flexibel in seiner Aus-
gestaltung ist. Außerdem stellen sich bei Szenario 3 
natürlich institutionelle Fragen: Wie soll das über-
haupt funktionieren? Gibt es gemeinsame Institutio-
nen für alle Bereiche, oder muss man den Vertrag 
dahin gehend ändern, dass es für Kernbereiche, in 
denen die Mitgliedstaaten gemeinsam agieren, auch 
gemeinsame Institutionen gibt?

Europas Praxis zeigt, dass ein Europa konzentri-
scher Kreise schwierig möglich ist. Wir haben ja seit 
1999 und formalisiert im Vertrag von Lissabon die 
verstärkte Zusammenarbeit, in der viele Gesetzge-
bungsvorhaben bereits realisiert worden sind, vom 
Europäischen Patent bis zur Ehescheidung, dem 
Europäischen Staatsanwalt usw. Das führt nicht zu 
konzentrischen Kreisen, sondern zu einem unüber-
schaubaren Flickenteppich, wo letztlich die Rechts-
sicherheit sehr davon abhängt, ob man den ge-
wöhnlichen Aufenthalt des Betroffenen einwandfrei 
festlegen kann.

Wenn wir das Szenario 4 – "Weniger, aber effizien-
ter" – nehmen: Das soll heißen, dass die Bürgerin-
nen und Bürger das nur dann bejahen, wenn es tat-
sächlich einen europäischen Mehrwert hat. Aber 
was heißt "weniger tun"? Was sind die Gebiete, in 
denen die EU "weniger tun" soll? – Was die Beihil-

fen angeht, gab es in den letzten Jahren natürlich 
eine Rückverlagerung auf die Mitgliedstaaten im 
Sinne einer besseren Kontrolle durch die Mitglied-
staaten. Wir haben andere Politikbereiche, wie Ge-
sundheitsschutz, Umweltschutz, Sozialpolitik, Ver-
braucherschutz, die entweder kleine Dinge sind oder 
große Dinge. Sie sehen schon, die Frage: Was sind 
kleine Dinge?, ist sehr schwierig zu entscheiden.

Und dann kommt noch: "effizienter". Wenn die EU 
sich fokussiert auf das, was "große Dinge" sind, 
kann man natürlich die bereits umgesetzten Beispie-
le heranziehen, etwa aus dem Wettbewerbsrecht 
oder mit dem Ansatz mehr Agenturen zur Durchset-
zung von Gemeinschaftsrecht.

Das letzte Szenario – "Viel mehr gemeinsames Han-
deln" – kann man in zwei Auffassungen vertreten. 
Man kann sagen, "Viel mehr gemeinsames Han-
deln" weist auf mehr bundesstaatliches Handeln hin, 
ergo eine Vertragsänderung, oder man kann "Viel 
mehr gemeinsames Handeln" verstehen im Sinne 
von: Was kann man unter Geltung des Vertrages 
mehr gemeinsam machen?

Wir haben versucht, die einzelnen Auswirkungen der 
Szenarien im Reflexionspapier herunterzubrechen 
auf die Politikbereiche. Darauf will ich jetzt nicht im 
Einzelnen eingehen, das können wir vielleicht in der 
Diskussion machen.

Der Kommissionspräsident hat sein 6. Szenario in 
seiner Rede entwickelt, und dieses ist natürlich kein 
komplementäres neben den fünf anderen Szenarien 
insofern, als er verschiedene Szenarien kombiniert 
hat, um eine sogenannte Union der Werte zu schaf-
fen, die der Umsetzung einer politischen Agenda 
dienen soll. Sie nimmt im Grunde Elemente von 
"Wer mehr will, tut mehr" auf, "Weniger, aber effizi-
enter" und "Mehr gemeinsames Handeln". Die Frage 
ist nur: Wie kommt man jetzt von dem Szenario 1, 
dem Status quo, zu diesem "Wir handeln in einigen 
Bereichen effizienter und weniger", und in den Be-
reichen, wo es gewünscht ist, unternehmen wir 
"sehr viel mehr gemeinsam"? Ist es möglich, einen 
politischen Schritt vom Status quo direkt dorthin zu 
gehen, oder muss man den Umweg über die Koali-
tion nehmen und das Szenario 3 gehen?

Wir haben auch eine lange Liste der auf der Grund-
lage des Vertrags von Lissabon durchführbaren Vor-
schläge zur Zukunft Europas vorgelegt. Dies würde 
viel mehr gemeinsames Handeln ermöglichen, ohne 
eine Vertragsänderung durchzuführen. Vorausset-
zung dafür wäre aber Einstimmigkeit der Mitglied-
staaten.
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Ich möchte bei dem Punkt erst einmal Schluss ma-
chen und nur noch sagen, dass bis zum Euro-
päischen Rat nach dem Austritt Großbritanniens 
diese Fragen über die Zukunft Europas in allen Ebe-
nen der Europäischen Union diskutiert und hoffent-
lich zu einem konsensualen Ergebnis geführt wer-
den können. – Danke.

(Beifall)

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Herr Dreute, 
herzlichen Dank. – Als Nächster kommt Herr Prof. 
Clemens Fuest. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. 
Meine Damen und Herren! Danke für die Einladung. 
Ich bin von Haus aus Ökonom und versuche, mich 
hier auf die ökonomische Seite zu konzentrieren.

Aus ökonomischer Sicht besteht das Ziel der EU na-
türlich darin, den Wohlstand in Europa zu mehren, 
aber es ist klar, es gibt ganz andere und nicht-öko-
nomische Ziele. Das heißt, die Mehrung des Wohl-
stands in Europa hat zum einen die Komponente 
Binnenmarkt, Außenhandel und ist nicht eine Ange-
legenheit, bei der einer gewinnt und einer verliert, 
sondern bei der alle Seiten gewinnen.

Der Europäische Binnenmarkt ist ein großer Wohl-
standsmotor, sicherlich das wichtigste Projekt der 
EU, aus ökonomischer Sicht auch das mit großem 
Abstand erfolgreichste Projekt der EU. Insofern ist 
es sicherlich wichtig, das Ganze zu bewahren. Es 
wäre auch wichtig, nach dem Austritt Großbritanni-
ens die Wirtschaftsbeziehungen aufrechtzuerhalten, 
denn durch den Austritt verkleinert sich dieser Bin-
nenmarkt um etwa ein Fünftel. Damit verliert er mas-
siv an Wert.

Ich denke, wenn wir uns die Frage stellen: Wie kön-
nen wir den Wohlstand in Europa auch in Zukunft er-
weitern?, müssen wir sehen, der Binnenmarkt ist 
sehr wichtig, aber wir müssen natürlich aufpassen, 
dass – sei es durch Austritte oder durch Protektio-
nismus Europas – der Austausch auch darüber hin-
aus aufrechterhalten bleibt.

Eines der Szenarien ist ja die Konzentration auf den 
Binnenmarkt. Aus ökonomischer Sicht würde man 
dazu sagen, es gibt weitere Möglichkeiten der Wohl-
standssteigerung durch gemeinsames Handeln in 
Europa. Der Binnenmarkt ist sicherlich der wichtigs-
te Aspekt, aber es gibt weitere Möglichkeiten. Zum 
Beispiel können wir bestimmte Dinge – es ist gerade 
angesprochen worden –, etwa im Bereich der Vertei-
digungspolitik, gemeinsam tun und dadurch erhebli-
che Einsparungen erzielen. Die Ökonomen spre-

chen hier von Skalenerträgen. Wenn wir also 
gemeinsam etwa Militärgüter beschaffen, gibt es das 
Potenzial, das viel günstiger hinzukriegen und am 
Ende eine viel effektivere Armee zu haben. Sowohl 
bei der Beschaffung als auch bei der Organisation 
der Streitkräfte selbst gibt es ein Riesenpotenzial, 
Dinge einzusparen und mehr zu erreichen mit dem 
Geld, das wir haben.

Gleichzeitig ist durch gemeinsames Handeln in die-
sem Sinne natürlich auch eine gewisse Aufgabe von 
nationalstaatlicher Souveränität erforderlich, denn 
wenn wir eine gemeinsame Armee oder gemeinsa-
me Waffensysteme schaffen, kann eben per defini-
tionem nicht mehr jede nationale Regierung alleine 
bestimmen, wie diese Systeme gestaltet werden und 
vielleicht auch, wie diese Armee dann hinterher ein-
gesetzt wird. Aus ökonomischer Sicht kann man 
sagen, das ist ein typisches Beispiel für einen Poli-
tikbereich, in dem europäischer Mehrwert möglich 
ist, in dem also alle gewinnen können durch gemein-
sames Handeln. Das gilt auch für andere Politikbe-
reiche: Migration, Innere Sicherheit, Äußere Sicher-
heit. Da gibt es also ein erhebliches 
Wohlstandssteigerungspotenzial durch gemeinsa-
mes Handeln.

Ich würde mich im Folgenden gerne auf einen As-
pekt konzentrieren, und das ist die Europäische 
Währungsunion, und jetzt weniger über die einzel-
nen Szenarien reden. Ich denke, darüber ist schon 
einiges gesagt worden, und diese Szenarien schlie-
ßen einander nicht gegenseitig aus. Wir können also 
das Binnenmarktszenario anstreben, sollten aber 
darüber hinaus nachdenken, ob man nicht in be-
stimmten Politikbereichen weiter gemeinsam zusam-
menarbeitet. Aus ökonomischer Sicht ist das mit Si-
cherheit sinnvoll, auch in der Form der 
Zusammenarbeit vielleicht nur eines Teils der Staa-
ten. Aus ökonomischer Sicht würde man sagen, es 
ist immer noch besser, eine Teilgruppe von Staaten 
nützt Möglichkeiten der Wohlstandssteigerung, z.B. 
gemeinsame militärische Beschaffung, als es pas-
siert gar nichts.

Gleichzeitig ist es natürlich richtig: Die Welt ist einfa-
cher, wenn alle 27 gemeinsam handeln. Trotzdem 
würde ich sagen, pragmatischerweise sollte man Zu-
sammenarbeit unter einer beschränkten Zahl von 
Staaten positiv sehen.

Bevor ich zur Währungsunion komme, vielleicht 
noch ein Punkt, der mir hier fehlt in diesem Weiß-
buch, und das ist aus meiner Sicht gravierend, näm-
lich der Aspekt des Subsidiaritätsprinzips. Das Sub-
sidiaritätsprinzip hat eine lange Geschichte, ich 
meine, eine positive Geschichte in der Entwicklung 
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der Europäischen Union. Es ist meiner Ansicht nach 
keine rein ökonomische Angelegenheit, aber ein 
ganz wichtiges Leitbild. Das Subsidiaritätsprinzip 
sagt ja ungefähr, wir sollten staatliches Handeln so 
organisieren, dass es möglichst bürgernah ist, also 
möglichst dezentral erfolgt. Wenn wir etwas auf die 
zentrale Ebene heben, sei es etwa auf die Bundes-
ebene, oder man kann auch bei den Kommunen an-
fangen: auf die Landesebene, dann auf die Bundes-
ebene oder auf die europäische Ebene, dann ist das 
begründungsbedürftig, nicht umgekehrt.

Das ist begründungsbedürftig, und ich betone das 
hier, weil ich eine gewisse Gefahr darin sehe, dass 
wir heute alles von der EU erwarten. Wenn ich mir 
anschaue, was an Papieren aus den europäische 
Organen kommt: Es gibt wirklich kein Politikthema, 
in dem man da nicht Gutes tun möchte, und das 
kann ich ja auch nachvollziehen. Das geschieht ja 
auch mit den besten Absichten. Wir müssen nur auf-
passen, denn ich sehe einfach die Gefahr, dass auf 
EU-Ebene sehr, sehr viel gefordert und versprochen 
wird. Es gibt Psychologen, die schon von einem 
"Helferkomplex" sprechen. Man möchte gerne jedes 
Problem lösen, aber das kann die EU nicht, und das 
führt dann zu einer Enttäuschung. Und hinterher 
sagen die Leute: Was habt ihr alles versprochen, 
und das ist dann nichts geworden!

Also: Vorsicht! Ich glaube, wir müssen viel vorsichti-
ger werden, bevor wir versprechen, dass wir auf eu-
ropäischer Ebene Dinge angehen. Wir können nicht 
die ganze Welt retten, ja auch nicht Europa retten, 
indem wir jetzt in allen Politikbereichen fordern, dass 
die EU handelt. Wir sollten sehr genau überlegen, 
was wir da erwarten.

Lassen Sie mich zur Währungsunion kommen. Hier 
gibt es ein schlichtes ökonomisches Prinzip, das im 
Weißbuch ebenfalls fehlt, und das ist gravierend. 
Man kann es in einfache Sprache übersetzen als 
das Prinzip: Wer bestellt, bezahlt. Das ist ein Prin-
zip, das wir alle kennen, das wird aber auf eklatante 
Weise verletzt und spielt eine viel zu geringe Rolle 
im Weißbuch zur Europäischen Währungsunion. Die 
Ökonomen sagen dazu: Haftung und Kontrolle nicht 
auseinanderfallen lassen. Also: Wer für etwas haftet, 
muss auch die Entscheidung, die damit in Zusam-
menhang steht, kontrollieren. Oder umgekehrt: Nur 
dann, wenn ich etwas kontrolliere, unter meiner Kon-
trolle habe, kann ich auch dafür haften. Das ist ein 
ganz wichtiges Prinzip, das wir bei der Gestaltung 
der Währungsunion beachten müssen.

Kurz zum Reflexionspapier. – Zur Vertiefung der 
Währungsunion werden mehrere Varianten ange-

sprochen: Vollendung der Bankenunion, Stärkung 
der Wirtschafts- und Fiskalunion durch das Euro-
päische Semester und Verankerung demokratischer 
Rechenschaftspflicht, Stärkung der Institutionen des 
Euro-Raums.

Wir müssen sehen, dass das Europäische Semester 
ein, wie ich meine, sehr sinnvoller Prozess ist, aber 
eher ein Konsultationsprozess. Es ist ein Austausch 
von Meinungen unter Partnern. Das darf man nicht 
verwechseln mit einer zentralen Kontrolle, mit einer 
europäischen Kontrolle der Fiskalpolitik. Wir haben 
zwar fiskalische Regeln, die spielen auch im Euro-
päischen Semester eine Rolle, aber die Entschei-
dung, die Kontrolle ist hier nach wie vor national. 
Deshalb ist das Europäische Semester keine Basis 
für gemeinsame Haftung; das ist ganz wichtig.

Wenn wir einmal die 3 %-Regel für das Defizit neh-
men – das ist ja eine sehr bekannte Regel –: Diese 
Regel ist 168 Mal überschritten worden seit der 
Gründung der Euro-Zone! Es gibt Länder, die diese 
Regel in jedem Jahr verletzt haben. Konsequenzen: 
keine. Ich will das hier gar nicht anprangern oder da-
rüber moralisieren, letztlich haben ja gewählte natio-
nale Parlamente entschieden, diese Regeln zu über-
schreiten, und dort liegt ja die demokratische 
Legitimierung.

Das ist aber etwas, was wir verstehen müssen, 
etwas, was wir wissen müssen. Das sind Konsultati-
onsprozesse, die sehr nützlich sind, wir dürfen sie 
aber nicht verwechseln mit einer europäischen Kon-
trolle, mit einem Szenario, in dem europäisch ent
schiedenwürde, wie die Fiskalpolitik gemacht wird. 
Es ist ganz wichtig, dass wir das unterscheiden.

Was mir fehlt im Reflexionspapier, das sind ganz 
entscheidende Probleme der Währungsunion. Wie 
sichern wir künftig, dass Überschuldungen einzelner 
Mitgliedstaaten nicht dazu führen, dass Steuerzahler 
anderer Mitgliedstaaten dafür geradestehen, son-
dern die Gläubiger? Das werden wir nicht schaffen, 
solange Banken in hohem Umfang Gläubiger von 
Staaten sind, ihrer eigenen Staaten. Heute ist es so, 
dass z.B. die italienischen Banken in sehr, sehr gro-
ßem Umfang Staatsanleihen des italienischen Staa-
tes gekauft haben. Das birgt die Gefahr, dass, sollte 
etwa ein Land wie Italien einmal seine Staatsschul-
den nicht mehr zurückzahlen können, man sagen 
wird: Jetzt können wir nicht die Gläubiger belangen, 
denn wenn wir das tun, bricht das Bankensystem 
zusammen. Also werden es die Steuerzahler ande-
rer Staaten zahlen, Steuerzahler, die niemals mit 
entschieden haben über diese Staatsverschuldung.
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Das ist ein klassisches Beispiel für das, was ich 
sage. Das Prinzip: Wer bestellt, bezahlt, wird da ek-
latant verletzt. Die Antwort darauf kann aus meiner 
Sicht nur sein: Wir müssen die Banken herausbe-
kommen aus dem Geschäft, Staaten zu finanzieren. 
Damit kann man zwar schön Geld verdienen, da 
muss man sich auch nicht besonders anstrengen, 
aber es gibt keinen ökonomischen Grund dafür, 
keine Rechtfertigung dafür, dass Banken in diesem 
Umfang Staatsanleihen halten. Nur dann, wenn das 
nicht der Fall ist, können wir die Gläubiger wirklich 
beanspruchen. Das müssen andere sein, die die 
Staatsanleihen halten, z.B. Pensionsfonds. Die 
haben einen langen Anlagehorizont, die können di-
versifiziert sein, die müssen auch so reguliert wer-
den, dass sie diversifiziert sind.

Das ist also eine fundamentale Frage für die Zukunft 
der Währungsunion. Über Schulden entscheiden die 
nationalen Parlamente, sonst niemand in Europa. 
Das heißt, es muss auch national gehaftet werden. 
Die Herausforderung liegt darin, das sicherzustellen, 
ohne dass man in eine schwere Krise gerät. Es 
bringt nichts, wenn wir uns einreden, so wie wir das 
nach Gründung der Währungsunion getan haben, 
wir könnten schon die Gläubiger haften lassen – Sie 
erinnern sich: No-Bailout-Klausel –, aber in der Krise 
dann feststellen: Ui je!, wirklich nachgedacht haben 
wir nicht. Die Banken sind ja voll beladen mit Staats-
anleihen, und wir wollen keine Bankenkrise, also 
nehmen wir Steuerzahler anderer Länder in An-
spruch. – Das geht nicht!

Was auch nicht geht – und dann höre ich schon 
auf –, das ist, in der aktuellen Lage eine Euro-
päische Einlagensicherung zu schaffen. Das ist völ-
lig verrückt! Warum ist das völlig verrückt? – Wenn 
Sie eine gemeinsame Einlagensicherung schaffen, 
müssen Sie z.B. sicherstellen, dass die Banken 
nicht im großen Umfang Staatsanleihen kaufen, 
sonst kann jeder Staat die eigenen Banken veran-
lassen, Staatsanleihen zu kaufen. Die zahle ich nicht 
zurück, und dann verlieren die Sparer, die dieser 
Bank das Geld gegeben haben, ihre Einlagen, und 
dann kommt die Europäische Einlagensicherung 
und gibt es ihnen.

Das heißt, man kann quasi direkt in den Geldbeutel 
der Steuerzahler anderer Länder oder auch der Spa-
rer anderer Länder hineingreifen. Deshalb: Bevor wir 
über eine Einlagensicherung reden können, müssen 
wir die Banken herausbekommen aus dem Ge-
schäft, Staaten zu finanzieren.

Wir brauchen außerdem eine gemeinsame Gesetz-
gebung in ganz vielen Bereichen, z.B.: Wann kann 
ich eigentlich jemanden zwingen, sein Haus zu ver-

lassen, weil es versteigert werden muss? Es gehört 
der Bank. Diese Gesetze können wir nicht den Nati-
onalstaaten überlassen und gleichzeitig eine ge-
meinsame Einlagensicherung eingehen. Das geht 
nicht! Sonst verbiete ich als Staat meinen Banken, 
ihre Forderungen einzutreiben. Es ist ja auch nicht 
schön, wenn man Leute aus ihren Häusern vertrei-
ben und das Haus versteigern muss, aber sonst wird 
jeder Staat in Europa seinen Banken verbieten, ihre 
Forderungen einzutreiben, denn es ist ja viel leich-
ter, wenn man sich auf die Einlagensicherung ver-
lässt. Es gibt da einfach Konsistenzanforderungen, 
die man erst einmal erfüllen muss, bevor man über 
eine gemeinsame Einlagensicherung spricht. Und 
dass die hier in dem Papier fehlt, das ist gravierend.

Deshalb sage ich, das ist keine ausreichende 
Grundlage für die Weiterentwicklung der Währungs-
union. Da werden schon auch viele relevante Punkte 
angesprochen, aber ganz zentrale fehlen. – Vielen 
Dank.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Herr Prof. 
Fuest, danke schön. – Als letzte Sachverständige 
kommt jetzt Frau Dr. Angelika Poth-Mögele zu Wort. 
Bitte.

SVe Dr. Angelika Poth-Mögele (CEMR Brüssel): 
Vielen herzlichen Dank. – Als Vertreterin der Kom-
munen bedanke ich mich ganz herzlich für die Einla-
dung zu dieser Anhörung heute und möchte Sie ins-
besondere beglückwünschen, dass Sie diese 
Initiative ergreifen. Meines Wissens gibt es nichts 
Vergleichbares in anderen Ländern. Ich finde es 
ausgesprochen wichtig und sinnvoll, dass sich auch 
der Bayerische Landtag, der Europaausschuss, mit 
dem Thema beschäftigt.

Ich darf mich kurz vorstellen: Ich bin seit 27 Jahren 
in Brüssel, immer als Vertreterin kommunaler Inte-
ressen. Ich habe lange Zeit die bayerischen Kom-
munalen Spitzenverbände in Brüssel vertreten, auch 
drei Jahre den Österreichischen Gemeindebund, 
und bin jetzt im Europäischen Kommunalen Spitzen-
verband, dem Europäischen Dachverband Council 
of European Municipalities and Regions, seit 13 Jah-
ren tätig und bin dort zuständig für alles, was mit Eu-
ropa zu tun hat.

Ich muss sagen, es ist beeindruckend, wie man im 
Laufe dieser Jahre in Brüssel erlebt hat, wie sich die 
EU, wie sich Europa weiterentwickelt hat und in wel-
cher Situation wir uns jetzt befinden – die Vorredner 
haben ja bereits darauf Bezug genommen, und des-
halb erspare ich mir einiges, was ich mir auch notiert 
hatte, weil ja vieles schon gesagt wurde. Ich möchte 
allerdings darauf hinweisen, und ich sage das auch, 
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weil ich, wie schon gesagt, für die bayerischen Kom-
munen lange Zeit in Brüssel tätig war: Meiner Erfah-
rung nach hat sich Bayern immer konstruktiv und 
aktiv, auch pro-aktiv zum Teil, mit der Frage der EU 
und der Europäischen Integration beschäftigt. Des-
halb finde ich es wichtig, dass Sie sich da auch wei-
terhin einbringen, nicht zuletzt auch, auch wenn es 
schon lange her ist, der Verfassungskonvent, der ja 
vor vielen Jahren getagt hat. Da haben sich ja auch 
die deutschen Bundesländer, insbesondere auch 
Bayern und Baden-Württemberg, sehr stark einge-
bracht. Deshalb würde ich Sie gerne ermutigen, eine 
solche Initiative vielleicht auch in der Zukunft wieder 
zu unterstützen und eine breite Debatte zur Zukunft 
Europas zu führen, weil es unglaublich wichtig ist, 
dass wir uns gemeinsam mit dieser Frage beschäfti-
gen.

Wir sind natürlich alle gespannt, wie jetzt die Koaliti-
onsverhandlungen in Berlin weitergehen und wie 
sich die künftige Bundesregierung dann positioniert. 
Insbesondere warten wir alle auf eine Antwort auf 
die Vorschläge vom französischen Staatspräsiden-
ten Macron.

Ich schließe mich der Einschätzung der Vorredner 
an, was die Einordnung des Weißbuches angeht. 
Ich denke, es war insbesondere die Motivation von 
Kommissionspräsident Juncker, zu verhindern, dass 
die Kommission mit einem Vorschlag kommt, wie es 
in Zukunft weitergehen soll, was gemacht werden 
soll, sondern dass der Ball in das Spielfeld gespielt 
wurde und dann die Mitgliedstaaten aufgefordert 
wurden, darauf zu reagieren bzw. sich Gedanken zu 
machen. Ich halte es für ein bisschen mühsam, sich 
mit den Szenarien zu beschäftigen, weil es, wie die 
Vorredner auch schon ausgeführt haben, im Prinzip 
nur theoretische Vorgaben sind, die so in der Praxis 
gar nicht zur Anwendung kommen werden.

Wichtig ist es, glaube ich, und da bin ich Herrn Fuest 
auch dankbar für die Steilvorlage in der ganzen Dis-
kussion, und das ist einer unserer Schwerpunkte 
aus der kommunalen Perspektive, sich insbesonde-
re mit der Frage der demokratischen Legitimierung 
und der Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips und 
auch des Verhältnismäßigkeitsprinzips in dem Zu-
sammenhang in der künftigen EU zu beschäftigen.

Ich würde ganz gerne skizzieren, was wir als euro-
päischer kommunaler Spitzenverband uns zur Zu-
kunft Europas überlegt haben. Unser Verband, und 
das ist wichtig, vertritt also nicht nur die kommuna-
len Spitzenverbände aus den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, sondern wir haben bei uns 60 
nationale Verbände aus 41 Ländern. Daraus erken-

nen Sie, dass viele Länder bei uns als kommunale 
Spitzenverbände vertreten sind, Länder, die nicht in 
der EU sind, und es ist für uns auch wichtig zu beto-
nen, Zukunft Europa ist nicht nur EU, sondern Ge-
samteuropa.

Wir haben natürlich auch unsere britischen Verbän-
de bei uns als Mitglieder, und nicht zuletzt für die ist 
es ausgesprochen wichtig, auch in der Zukunft an 
Bord zu sein, wenn es darum geht, die Gestaltung 
Europas zu organisieren.

Was für mich ganz wichtig ist, und das ist sehr er-
freulich: Dass alle unsere Mitgliedsverbände – und 
unseren Verband gibt es sei 1951 – sich ausnahms-
los zu den europäischen Werten bekennen, dass 
sich alle für ein starkes und vereintes Europa aus-
sprechen, für eine gemeinsame Zusammenarbeit 
und für den Dialog als Grundlage der Gestaltung der 
Zukunft. Das ist, denke ich, ganz wichtig, dass es 
hier auf kommunaler Ebene eine breite Zustimmung 
gibt.

Wir legen allerdings auch Wert darauf, auf die Viel-
falt in Europa hinzuweisen und gerade auch die 
Achtung dieser Vielfalt anzumahnen, wenn es 
darum geht, Lösungen und Ziele anzustreben, wie 
gemeinsame Herausforderungen in der Zukunft an-
gegangen werden.

Viele von Ihnen kommen wahrscheinlich aus der 
Kommunalpolitik; das ist zumindest meine Erfahrung 
aus meiner früheren Tätigkeit. Deshalb wissen Sie 
sehr genau, dass viele globale Probleme auch Aus-
wirkungen auf die Kommunen haben, und dass ge-
rade die Kommunen hier gefordert sind, Maßnah-
men zu ergreifen. Ein gutes Beispiel ist natürlich der 
Klimawandel, und auch Energiewende und Migra-
tion, um nur ein paar Bereiche zu nennen, finden 
ganz konkret ihre Auswirkungen auf der kommuna-
len Ebene und müssen dort auch angegangen wer-
den.

Deshalb ist es für uns wichtig, wie Herr Fuest auch 
schon ausgeführt hat, dass zunächst einmal gefragt 
wird und gefragt werden soll: Was kann auf kommu-
naler Ebene erreicht werden, was muss auf den dar-
überliegenden Ebenen gelöst werden?

Wenn wir mit diesen Fragen in die Kommission 
gehen, hören wir immer überwiegend die Position: 
Wir sind eine Union der Mitgliedstaaten, diskutieren 
Sie das zuhause mit Ihren nationalen Regierungen! 
Wir sehen es aber als notwendig an, dass bereits 
auf der europäischen Ebene frühzeitig berücksichtigt 
wird, welche Auswirkungen europäische Lösungen, 
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europäische Politiken und Gesetzgebung auf die lo-
kale, auf die kommunale und regionale Ebene 
haben, und dass man gemeinsam daran interessiert 
sein muss, Lösungen zu finden, die gemeinsam ge-
tragen und umgesetzt werden.

Das ist für uns auch die Voraussetzung dafür, dass 
wir Europa stärker auch an die Bedürfnisse und an 
die Probleme der Bürgerinnen und Bürger heran-
bringen. Es ist ja bereits darauf hingewiesen wor-
den: Wir alle verfolgen mit großer Sorge, würde ich 
sagen, die Tendenzen in etlichen Ländern, dass es 
Gruppierungen gibt, die mit vermeintlich einfachen 
Lösungen zu sehr komplexen Problemen, insbeson-
dere einem Austritt aus der Europäischen Union, 
hervorpreschen. Wir wollen das auf jeden Fall ver-
hindern, aber wir müssen auf der anderen Seite 
eben auch deutlich kommunizieren, dass sich die 
Europäische Union der Probleme, der Sorgen der 
Menschen annehmen muss, und dass wir gemein-
sam tragfähige Lösungen finden müssen und diese 
auch kommunizieren. Es gibt hier bestimmt auch ein 
Kommunikationsproblem.

Wenn wir dafür plädieren, auch die Vielfalt in Europa 
zu berücksichtigen, müssen wir auch erkennen – in 
der Zwischenzeit mit 28 Mitgliedstaaten –, dass wir 
nicht eine sogenannte "One-size-fits-all"-Lösung 
propagieren können, dass wir also eine gemeinsa-
me Lösung in allen Mitgliedstaaten, eine Harmoni-
sierung für alle Bereiche verfolgen sollen, sondern 
dass wir durchaus berücksichtigen müssen, dass es 
unterschiedliche Wege gibt, um die Ziele, auf die wir 
uns verständigen in der Europäischen Union, zu er-
reichen. Wir plädieren also sehr dafür, dass wir uns 
auf gemeinsame Ziele verständigen, aber dass wir 
doch den Mitgliedstaaten und den subnationalen 
Ebenen einen gewissen Handlungsspielraum las-
sen, wie diese Ziele erreicht werden können.

Letzter Punkt: Die Europäische Union ist ja auch 
keine Insel, sondern wir sind dem Weltverband mit 
dem Rest der Welt verbunden. Es ist für uns auch 
wichtig, dass wir nicht nur eine Nabelschau betrei-
ben, wie wir die Zukunft Europas gestalten, sondern 
dass wir auch sehr genau darauf achten, wie wir uns 
im internationalen Wettbewerb, in den Entwicklun-
gen im internationalen Bereich aufstellen müssen. 
Für uns ist natürlich auch wichtig, dass wir berück-
sichtigen, inwiefern die Kommunen und die Regio-
nen davon betroffen sind. Internationale Handelsver-
träge zum Beispiel, wie wir sie jetzt hatten mit CETA 
und TTIP, das ja im Moment auf Eis liegt, haben 
konkrete Auswirkungen auch auf die kommunale 
Ebene, und muss auch berücksichtigt werden. Wir 
wünschen uns deshalb, dass in der Diskussion über 
die Zukunft Europas eine Kooperation insbesondere 

auch mit der kommunalen und regionalen Ebene er-
folgt.

Und ein für uns auch noch wichtiger Punkt – wir hat-
ten vorhin offensichtlich auch Schülerinnen und 
Schüler als Zuhörer –: Es ist für uns wichtig, in die 
Debatte auch die jüngeren Menschen, die junge Ge-
neration mit einzubeziehen. Es ist ja insbesondere 
ihre Zukunft. Wir haben vor, insbesondere mit jun-
gen Vertreterinnen und Vertretern auch aus der Poli-
tik diese Diskussion zu führen, um sie stärker auch 
in die Debatte über die Zukunft Europas mit einzu-
binden. – Vielen Dank.

(Beifall)

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Vielen Dank, 
Frau Poth-Mögele.

Ich danke allen Expertinnen und Experten für ihre 
Ausführungen und würde jetzt in die Fragerunde ein-
steigen. Es gab schon mehrere Wortmeldungen.

Ich beginne mit einer Frage, die mich persönlich 
sehr bewegt im Anschluss an die Ausführungen von 
Prof. Davis. Er hat ja dargelegt, dass das "Weißbuch 
zur Zukunft Europas" betreffend mehr Politikfelder 
spezifisch zu sehen sind. Ich persönlich bin der An-
sicht, das ist aber meine persönliche Meinung, dass 
wir vor allem das Vertrauen der Bürger in den we-
sentlichen Problemfeldern, die wir derzeit haben – 
Migration und Währungspolitik – stärken müssen, 
um das zu verändern und auch europafreundlicher 
zu gestalten.

Da geht meine Frage an Prof. Fuest: Macron hat ja 
ein großes Bild über die Zukunft Europas vor allem 
in finanzpolitischer Hinsicht entworfen, indem er im 
Wesentlichen einen größeren gemeinsamen EU-
Haushalt – er hat es nicht näher definiert, aber wohl 
doch einen gemeinsamen EU-Haushalt – fordert und 
einen gemeinsamen Europäischen Finanzminister. 
Unser scheidender Bundesfinanzminister Schäuble 
hat dann sozusagen in seiner letzten Rede vor den 
europäischen Finanzministern dagegengehalten und 
gesagt, er sehe das nicht so. Er würde eher vor-
schlagen: keinen gemeinsamen EU-Haushalt, son-
dern den Krisenfonds ESM zu stärken, damit wir 
eine unabhängige Instanz neben der Kommission 
haben, die die Stabilitätskriterien in Europa überwa-
chen würde, also sozusagen eine Wegverlagerung 
von der Kommission. Und er sieht auch keine Not-
wendigkeit für einen Europäischen Finanzminister.

Prof. Fuest, wie sehen Sie das? Ich nehme jetzt ein-
mal das Thema Währungspolitik, Finanzpolitik, ge-
meinsame Währung heraus, weil das natürlich die 
Menschen sehr bewegt und auch davon abhängig 
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ist, ob das alles so "hinhaut". Da geht es ja bis zur 
gemeinsamen Haftung, zur gemeinsamen Verschul-
dung usw. – Sie haben es ja schon angesprochen. 
Wie beurteilen Sie diese beiden Vorschläge aus 
deutscher Sicht?

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Zunächst zum Euro-Budget, wie Macron 
es genannt hat, zu einer Erweiterung des EU-Haus-
halts. – Ich glaube, beim Euro-Budget muss man zu-
nächst die Frage stellen: Ist das isoliert vom EU-
Haushalt oder ist es, wie Sie es jetzt beschrieben 
haben, Teil des EU-Haushalts? Ich denke, man kann 
sich vorstellen, dass man den EU-Haushalt vergröß-
ert. Wir haben ja gerade einige Politiken bespro-
chen, z.B. die Verteidigungspolitik. Wenn man sich 
vorstellt, man schafft mittelfristig eine gemeinsame 
europäische Armee, dann braucht man einen größe-
ren EU-Haushalt. Die Mitgliedstaaten könnten mehr 
einsparen, als man im EU-Haushalt braucht, denke 
ich. Insofern würde ich das nicht generell zurückwei-
sen, sondern es kommt wirklich darauf an: Was will 
man eigentlich tun mit dem Geld?

Da gibt es produktive Möglichkeiten. Macron hat in 
der Vergangenheit verschiedentlich auch gesagt, 
der EU-Haushalt soll umverteilt werden. Hier haben 
wir, glaube ich, einfach eine politische Entscheidung 
zu treffen. Man kann politisch entscheiden: Wir 
möchten stärker umverteilen in Europa, z.B. Grie-
chenland oder andere Länder stützen. Wenn wir uns 
die Konvergenz in Europa anschauen, kann man 
das so zusammenfassen: Die südeuropäischen 
Staaten fallen nicht erst seit der Finanzkrise, son-
dern seit längerer Zeit zurück, sie holen nicht nur 
nicht auf, sondern sie fallen zurück, und die osteuro-
päischen Staaten holen auf. Das ist im Moment das 
Bild.

Man könnte hier sagen: Okay, es gibt eine politische 
Entscheidung, umzuverteilen. Ich fände es wichtig, 
dass man das den Wählern dann auch offen sagt: 
Das ist eine demokratische Entscheidung. Möchten 
die Wähler z.B. die Einkommensteuer erhöhen oder 
auf gewisse Leistungen verzichten und dafür Res-
sourcen in andere Länder leiten? Das kann eine po-
litische Entscheidung sein. Ich kann als Ökonom 
nicht sagen, das wäre schlecht oder gut. Aus meiner 
Sicht muss es nur wirklich transparent sein und soll-
te nicht durch die Hintertür erfolgen.

Das sind also Vorschläge von Macron, über die man 
reden kann. Die Frage ist: Ist die Bevölkerung bei 
uns bereit, auf Leistungen zu verzichten oder hö-
here Steuern zu zahlen?

Was einen Europäischen Finanzminister angeht, 
würde ich es ähnlich sehen. Die Frage ist: Was 
macht der Mann? Ich fürchte, die Erwartung wäre, 
dass er z.B. die nationalen Fiskalpolitiken kontrol-
liert. Das würde bedeuten, das Budgetrecht geht 
vom Deutschen Bundestag auf diesen Europäischen 
Finanzminister über. Da ist die Frage: Wer wählt den 
eigentlich? Es gibt auf der Welt keinen Bundesstaat 
und überhaupt keine Organisation, in dem bzw. in 
der der Finanzminister über die Staatsverschuldung 
entscheidet. Ich glaube, das sagt uns, dieser Fi-
nanzminister wird nichtdie Verschuldungspolitik in 
Europa effektiv kontrollieren können. Oder ist er der-
jenige, der einen Vorschlag macht, wie das EU-Bud-
get aussieht? – Bitte, dann kann man den so nen-
nen.

Es gibt einfach ganz unterschiedliche Erwartungen 
an diesen Posten, und meine Befürchtung wäre wie-
der, dass am Ende alle enttäuscht sind.

Ich war kürzlich in Rom und habe dort einen Vortrag 
gehalten. Da sagten die Leute: Einen Europäischen 
Finanzminister finden wir "klasse", der verteilt dann 
um, dann kriegen wir von den Transfers! – Da sehen 
Sie schon, wie unterschiedlich die Anforderungen 
sind.

Europäischer Währungsfonds – letzter Punkt –, also 
Vorschlag Schäuble. – Das ist eine Reaktion auf den 
Eindruck, dass die Europäische Kommission viel-
leicht nicht genug tut, man muss wohl sagen: im Zu-
sammenspiel auch mit dem Europäischen Rat. Das 
sind ja letztlich die Mitgliedstaaten selbst, die da 
ganz entscheidend sind, aber das ist die Vorstel-
lung, dass die europäischen Institutionen, sage ich 
einmal, nicht genug tun, um die Regeln durchzusetz-
en. Ich habe vorhin erwähnt, 168 Mal ist die 3 %-
Grenze überschritten worden – manchmal war das 
gerechtfertigt wegen einer Rezession, aber in mehr 
als 100 Fällen eben auch nicht. Konsequenz: keine.

Wenn wir das jetzt dem Europäischen Währungs-
fonds übertragen, kann man vielleicht erwarten, 
dass dieser mechanischer reagiert. Der verschickt 
dann einen Brief, wenn die 3 % überschritten wer-
den. Das löst aus meiner Sicht kein Problem. Das 
macht es vielleicht etwas sichtbarer, also hilft ein 
wenig, aber es löst nicht das Problem, dass Staaten 
dann vielleicht trotzdem dabei bleiben.

Noch einmal: Nur die nationalen Parlamente in Eu-
ropa haben das Recht, über Defizite zu entscheiden, 
nur sie haben die demokratische Legitimierung. Re-
geln sind ja nicht für den Normalfall, da versteht man 
sich so, sondern wir müssen uns immer fragen, 
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wenn wir Institutionen schaffen: Wie reagieren die in 
einer Krisensituation? Und da wird jede Regierung 
auf die nationalen Interessen schauen, dafür ist sie 
ja vereidigt, und fiskalpolitische Regeln überschrei-
ten. Das sagt jede Erfahrung, die wir haben, und 
daran wird auch der Europäische Währungsfonds 
nichts ändern.

Insofern denke ich, man kann darüber reden, aber 
man darf auch nicht zu viel erwarten. Viel wichtiger 
ist aus meiner Sicht die Frage der Unterlegung von 
Banken mit Staatsanleihen. Schäuble hat übrigens 
auch davor gewarnt, gemeinsame Staatsanleihen 
einzuführen. Das wird im Moment in Europa sehr in-
tensiv diskutiert. Da gibt es auch Modelle ohne Soli-
darhaftung. Das sind relativ technische Dinge, aber 
die Politik muss sich damit beschäftigen. Auch da 
muss man sehr genau hinschauen und fragen: Sind 
das Formen der Solidarhaftung, die hier eingeführt 
werden?

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Herr Dr. Fuest. – Als Nächste hat sich Frau 
Christine Kamm gemeldet.

Abg. Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Experten! Erst ein-
mal ein herzliches Dankeschön, dass Sie zu dieser 
Anhörung, zu dieser Diskussion des Europaaus-
schusses gekommen sind: Wie soll es denn eigent-
lich weitergehen? In welche Richtung soll es weiter-
gehen? Was wäre denn eigentlich ein Standpunkt, 
den wir von Bayern aus dazu einnehmen könnten?

Insgesamt ist zu sagen, dass sich die Europäische 
Union natürlich immer weiterentwickelt hat. Sie hat 
relativ klein gestartet, und sie hat es durchaus auch 
geschafft, Korrekturen vorzunehmen, wenn be-
stimmte Entwicklungen schiefgelaufen sind. Wenn-
gleich das natürlich immer wieder schwerfällig aus-
sieht, aber Fakt ist: Die Europäische Union hat sich 
weiterentwickelt, und sie steht jetzt vor der Entschei-
dung, wie sie sich in Zukunft weiterentwickelt.

Es ist eine ganze Reihe von Vorschlägen gemacht 
worden. Wir hören hier natürlich auch sehr viel 
Skepsis zu verschiedenen Vorschlägen, aber das 
heißt jetzt nicht unbedingt, dass es einen Stillstand 
geben wird. Das wird nicht der Fall sein, sondern es 
wird eine Weiterentwicklung geben.

Und wo ich Ihnen natürlich auch sehr recht gebe: Es 
muss eine demokratisch legitimierte Weiterentwick-
lung sein, und zwar auch eine der Regionen, Sie 
haben es gesagt, aber auch eine der Bürgerinnen 
und Bürger. Das ist auch eine ganz wichtige Rück-
kopplung, die wir da insgesamt brauchen.

Wir würden uns in verschiedenen Bereichen der 
Europäischen Union eine Stärkung der Problemlö-
sungskompetenz wünschen. Sie haben ja das 
Thema Außen- und Sicherheitspolitik angesprochen, 
aber ich denke, es gibt auch noch andere Themen-
felder, wo es vielleicht naheliegender ist, eine ge-
meinsame Politik zu stärken, z.B. im Bereich Indust-
riepolitik. Jeder Nationalstaat macht seine eigene 
Industriepolitik. Wie klug ist das in der jetzigen welt-
wirtschaftlichen Situation, wo wir ganz starke Player 
haben, etwa China, die eine ganz aggressive Indust-
riepolitik machen? Wo ist da die europäische Ant-
wort? Sollte es da nicht eine europäische Antwort 
geben? Ich wäre dankbar, wenn vielleicht Herr Fuest 
oder Herr Dreute da noch einmal einen Einblick 
geben könnten, in welche Richtung sie diesbezüg-
lich denken.

Ein zweites Thema: Es ist heute hier gesagt worden, 
es kommt darauf an, was die Bürgerinnen und Bür-
ger wollen, was die Bürgerinnen und Bürger brau-
chen, welche Erwartungen sie haben. Es ist unzwei-
felhaft so, dass viele Bürgerinnen und Bürger 
einfach wünschen, dass es mehr soziale Gerechtig-
keit gibt, mehr Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit, und da gibt es eben kaum Antworten, mit wel-
chem Szenario das am besten gelingt. Wenn es 
nämlich nur eine Koalition der Willigen gibt, dann ar-
beiten eben einige Willige zusammen, aber eher die 
Länder, die in diesen Bereichen die geringeren Pro-
bleme haben, und möglicherweise ist dann die An-
schlussfähigkeit der anderen Länder an diese umso 
größer, wird die Kluft in Europa größer.

Es wäre sehr schön, wenn Sie, Frau Bischoff, dazu 
noch etwas sagen könnten. Gerade wenn wir eine 
Politik machen, die möglicherweise in einer Gruppe 
der Willigen dieses Thema soziale Fragen mehr an-
geht, vergrößert das nicht die Kluft und die Spaltung 
in Europa und ist damit auch eine große Gefahr?

Das waren meine zwei Fragen. – Vielen Dank.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Ich würde 
sagen, das waren jetzt zwei Fragen an drei Adressa-
ten. Ich schlage vor, dass gleich die zuletzt Ange-
sprochene, Frau Bischoff, antwortet, dann Herr 
Dreute und Herr Fuest.

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Noch eine 
Vorbemerkung. Natürlich haben wir ja bereits einen 
EU-Haushalt – nur noch einmal zu den Vorred-
nern –, und wenn man sich die Landwirtschaft als 
größten Posten ansieht und die Sozialfonds, erkennt 
man, da haben wir auch eine Umverteilung inner-
halb Europas. Es ist nicht so, als hätten wir das in 
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bestimmten Bereichen überhaupt nicht. Das nur 
ganz kurz dazu.

Es ist hier in den Debatten ja immer wieder ange-
klungen, dass im Zentrum das Vertrauen der Bürger 
steht. Wenn man feststellt, dass wir in einer ganzen 
Reihe von Ländern inzwischen euroskeptische und 
nationalistische Parteien haben, die die Regierung 
stellen oder Mehrheiten haben, heißt das nicht auto-
matisch, wenn man sich z.B. Polen anschaut, dass 
auch die Bevölkerung in derselben Weise nationalis-
tisch ist. In Polen ist die Unterstützung der Euro-
päischen Union stärker als in Deutschland und auch 
nach wie vor sehr breit verankert.

Wenn wir die soziale Situation näher betrachten, 
merken wir, es ist eigentlich nicht so viel, was die 
Bürgerinnen und Bürger erwarten. Sie wollen eine 
gute Arbeit haben, die anständig bezahlt ist, sie wol-
len eine Absicherung für die Lebensrisiken Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit usw., sie wollen Entwicklungsper-
spektiven für sich und ihre Kinder haben, beruflich 
etc. Und da ist eben die Frage: Wo befördert Europa 
das? Aber wo beschneidet es das auch? Wir haben 
nämlich beides.

Hier schauen die Bürgerinnen und Bürger natürlich 
genauer hin. Über Binnenmarktregulierungen haben 
wir genauso Eingriffe in nationale Sozialpolitik nicht 
zugunsten der Bürger, und wir hatten das auch über 
die Währungsunion. Wenn man z.B. an die Liberali-
sierungsmaßnahmen denkt, was die Bodenver-
kehrsdienste anbelangt an den Flughäfen – das ist 
ein gutes Beispiel aus der Region, aus der ich 
komme –, stellt man fest, dass das am Ende dazu 
geführt hat, dass die Menschen, die da arbeiten in 
den Bodenverkehrsdiensten, etwa 30 % weniger 
verdienen als vorher, dass sie es sich gar nicht mehr 
leisten können, in diesen Ballungszentren zu woh-
nen. Das ist keine direkte, aber eine indirekte Folge, 
und deshalb muss man sich in bestimmten Politikbe-
reichen immer auch ansehen, welche sozialen Aus-
wirkungen bestimmte Maßnahmen haben.

Wir haben soziale Standards gesetzt, und zwar sehr 
stark in den neunziger Jahren im Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz, in vielen Bereichen, in Fragen von 
sozialer Sicherung eben auch für mobile Arbeitneh-
mer in Europa. Aber mit den Erweiterungswellen 
müssen wir feststellen, dass es kaum noch die Mög-
lichkeit gibt, gemeinsame Standards zu setzen, ins-
besondere da, wo Einstimmigkeit herrscht, weil sie 
einfach nicht mehr herstellbar ist, sodass wir eine 
große negative Intervention haben, aber nicht genug 
positive sozialpolitische Maßnahmen, und das ist 
das Dilemma, in dem Europa steckt.

Wenn einige Länder vorangehen, schafft das natür-
lich neue Spaltungen innerhalb Europas. Ich kann 
das gut sagen, weil in meiner Gruppe Gewerk-
schaftsvertreter aus allen Ländern sind. Wir haben 
eine sehr kritische Debatte geführt genau zu dieser 
Frage, weil gerade die Kolleginnen und Kollegen 
aus Mittel- und Osteuropa sagen: Wir haben un-
wahrscheinlich harte Zeiten hinter uns im Zuge des-
sen, Mitglied der Europäischen Union zu werden, im 
Zuge dieser Transformationsprozesse. Das Verspre-
chen war immer eine Angleichung der Lebensver-
hältnisse auf dem Wege des Fortschritts. Und das, 
sagen sie, passiert aber nicht. Sie haben natürlich 
sehr große Angst und sagen: Wenn ihr euch mit den 
Niederländern und vielleicht noch mit den Franzosen 
auf bessere Standards verständigt, wird das bedeu-
ten, dass wir weiter abgehängt werden von diesem 
Versprechen.

Ich denke, wenn wir eine Lehre aus der Euro-Krise 
ziehen, ist es die, dass all die Maßnahmen, die wir 
treffen, politische Folgekosten haben, und die muss 
man eben von Anfang an mit berücksichtigen und 
kann es nicht nur ökonomisch durchdeklinieren. Das 
ist, glaube ich, sehr wichtig, und deshalb kann es 
helfen, Barrieren zu überwinden, aber es ist kein Al-
ternativrezept.

Wir haben im Übrigen in der Praxis Mitte der 
2000er-Jahre schon einmal eine Initiative im sozia-
len Bereich gehabt, die verstärkte Zusammenarbeit 
zu nutzen. Das war allerdings am Ende des Tages 
nicht sonderlich erfolgreich.

Und was Ihre Frage zur Industriepolitik anbelangt: 
Aus unserer Sicht ist das ein typisches Beispiel, wo 
man sagen kann, wenn wir uns auf Benchmarks in 
Europa verständigen, und das haben wir im Bereich 
der Industriepolitik getan, und dann aber nicht lie-
fern, dann funktioniert das nicht alleine. Das heißt, 
wir brauchen eine aktive Industriepolitik, und die 
wird umso wichtiger sein, auch im Zusammenhang 
mit der Digitalisierung, um Europa auf globalen 
Märkten wettbewerbsfähig zu machen, um die Inno-
vationsfähigkeit zu stärken. Deshalb reicht es nicht, 
sich auf unverbindliche Benchmarks zu verständi-
gen, dass wir den Anteil erhöhen wollen, es in der 
Praxis aber dann nicht tun.

Daher kann bezüglich aktiver Industriepolitik aus un-
serer Sicht eine Antwort sein, dass wir mit Blick auf 
die Digitalisierung – das kann man gar nicht mehr 
national lösen – europäische Lösungen produzieren 
können, die einen gesamten Binnenmarkt umfassen 
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und besser sind, als wieder zurückzufallen in 27 ein-
zelstaatliche Regelungen.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Herr Dreute vielleicht als Nächster.

SV Oliver Dreute (EPSC Brüssel): Vielen Dank. – 
Frau Kamm, die drei Fragen gehören eigentlich alle 
zusammen: Was nimmt der Bürger eigentlich aus 
Europa mit?, Industriepolitik und "sozialer Pfeiler".

Was die Industriepolitik angeht, hat die Kommission 
kürzlich eine Mitteilung beschlossen. Industriepolitik 
beruht im Grunde darauf, wie wir unsere Schwer-
punkte für die Zukunft setzen. Ich meine, wir haben 
die Digitalisierung, wir haben verschiedene Projekte 
identifiziert, die über die künftige wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit Europas entscheiden, und unter dem 
Gesichtspunkt muss man auch die europäische För-
derung aller dieser Projekte sehen.

Wir haben viel Förderung im Bereich von For-
schung, von Grundlagenforschung, wir haben viel 
Förderung für Start-ups. In diesen beiden Bereichen 
ist Europa weltweit führend. Wo es hapert, das ist 
bei der Übersetzung dieser beiden Punkte in lang-
fristiges Wirtschaftswachstum und langfristige Be-
schäftigung. Da ist die Analyse schon so weit fortge-
schritten, dass wir denken, es gibt Möglichkeiten, die 
Unterstützung durch Europa zu verbessern.

Was den "sozialen Pfeiler" angeht, wird dieser am 
17. dieses Monats nach langen Diskussionen – oder 
eigentlich kurzen Diskussionen: nach sechs Mona-
ten – beschlossen werden; die Minister für Soziales 
haben sich ja darauf geeinigt. Der "soziale Pfeiler" 
ist natürlich ein typisches Beispiel dafür, dass die 
Gefahr besteht, dass zu viel versprochen und zu 
wenig gehalten wird. Darum sind die Bürger von Eu-
ropa enttäuscht.

Es liegt aber jetzt in der Tat an den Mitgliedstaaten, 
was versprochen wird und ob das auch wirklich ein-
gehalten wird, und an der Kommission, ob das, was 
versprochen wird, auch mit Vorschlägen, die reali-
sierbar sind, unterfüttert wird. Hier spielt natürlich die 
Frage der Heranführung der mittel- und osteuropäi-
schen Staaten an bessere Niveaus durch Mindest-
standards eine ganz erhebliche Rolle, den Zusam-
menhalt in der Europäischen Union zu steigern.

Es bewegt sich aber einiges. Dass eine relativ zügi-
ge Einigung über die Neufassung der Entsendericht-
linie möglich ist, hätte vor wenigen Wochen auch 
noch keiner gedacht, nachdem dieses Thema insbe-
sondere durch die Briten auf eine schwierige Art und 
Weise politisiert worden ist und Einigungen über 
Jahre unmöglich gemacht hat.

Insofern denke ich schon, dass durch die Identifizie-
rung der richtigen Schritte bei der Industriepolitik 
und durch realistische Mindeststandards und das 
Vorgeben einer richtigen Marschroute Wachstum 
und Beschäftigung erreicht werden können, die die 
Bürger Europa auch als solches annehmen und sich 
damit besser identifizieren können.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
sehr. – Prof. Fuest als Nächster, bitte.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Industriepolitik ist ein sehr weites Feld. 
Man muss, glaube ich, vorsichtig sein. Die Idee, die 
Politik wüsste, was die Techniken der Zukunft sind, 
diese Idee hat kaum eine empirische Basis. Es gibt 
zig Beispiele, in denen die Politik definiert hat: Das 
ist die Technologie der Zukunft, hier müssen Milliar-
den an Steuergeldern investiert werden!, und das 
Ergebnis war eine Investitionsruine.

In der Nähe meiner Heimat gibt bzw. gab es in 
Hamm-Uentrop einen sogenannten Schnellen Brü-
ter. Da war es auch einmal so, dass die Politik ge-
glaubt hat, wir müssen doch zukunftsgerichtete In-
dustriepolitik machen, das kann man doch nicht 
anderen Ländern überlassen – und das Ergebnis 
war eine Investitionsruine! Für mich ist Industriepoli-
tik eher eine breite Förderung der Forschung.

Ein Problem, das wir haben, ist, dass wir in Europa 
kleine Märkte haben und viele junge Unternehmen 
in die USA gehen, weil dort einfach der Markt größer 
ist. Man findet dort einen größeren Markt, und des-
halb ist meiner Meinung nach der Binnenmarkt so 
wichtig für unsere Industriepolitik.

Es gibt auch eine außenpolitische Komponente. Sie 
kennen alle die Diskussion über die Übernahme von 
Unternehmen durch chinesische Investoren. Das ist, 
glaube ich, wirklich ein Gebiet, in dem Europa aktiv 
werden muss. Ich würde als Leitlinie dort immer die 
Reziprozität verfolgen. Wenn also chinesische Un-
ternehmen hier Unternehmen übernehmen wollen, 
kann das diesen Unternehmen sehr gut tun, es 
muss nicht schlecht sein. Aber es kann nicht sein, 
dass chinesische Investoren in Europa Firmen über-
nehmen können und europäische Investoren in 
China nicht.

Wir haben außerdem in China ein komplexes Pro-
blem der Subventionierung, das ist das Thema 
China als Marktwirtschaft. Ich glaube, das sind Bei-
spiele einer europäischen Industriepolitik, in der man 
auf europäischer Ebene wirklich gemeinsam han-
deln und vielleicht auch einmal hart auftreten muss. 
Ich würde viel mehr die Linie verfolgen, dass hier 
eben Reziprozität gilt. Wenn die Chinesen ihre 
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Märkte für Investoren nicht öffnen, sollten wir das 
ebenfalls nicht tun.

Letzter Punkt: Europäische Sozialpolitik. Hier muss 
man sehr vorsichtig vorgehen. Wir haben das Pro-
blem, dass es sich zwar gut anhört, wenn wir etwa 
gemeinsame Mindestlöhne einführen, das ist auch 
jedem herzlich gegönnt, nur müssen wir auch 
sehen, dass wir in den Peripheriestaaten eben nie-
drigere Produktivität haben als im Zentrum, und die 
Frage ist: Was wollen Sie jetzt mit gemeinsamen 
Sozialstandards? Sie können sagen, Sie wollen 
diese Produktivität – mehr ist nicht da – von den Un-
ternehmen an die Arbeitnehmer umverteilen. Das 
kann man versuchen, aber ob das klappt, ist die 
Frage.

Sie müssen aber vor allem aufpassen, dass das 
Ganze nicht zu einem protektionistischen Instrument 
der reichen Länder führt. Wir haben jetzt die Entsen-
derichtlinie. Das hört sich gut an, und wenn polni-
sche oder estnische Arbeiter zu uns kommen, sagt 
man: Sollen die doch auch den deutschen Mindest-
lohn bekommen! Die bekommen den natürlich nicht, 
sondern sind arbeitslos, weil sie gar nicht produktiv 
genug sind, um das bei uns zu erwirtschaften. Das 
heißt, der Wettbewerb wurde ausgeschaltet zuguns-
ten der Schwachen. So kann das ausgehen, so 
muss es aber nicht ausgehen. Aber das ist eine Ge-
fahr, die besteht. Klar, Wettbewerb ist unangenehm.

Ein letzter Punkt dazu. Gerade vorhin ist Digitalisie-
rung angesprochen worden. Das führt dann eben 
dazu, dass diese Menschen nicht herkommen, son-
dern dass über irgendwelche Plattformen Jobs aus-
gelagert werden und möglicherweise dann auch Fir-
men in diese Länder gehen. Sozialpolitik ist also 
keine Veranstaltung, bei der man sich aussuchen 
kann, wie hoch die Löhne sind, bei der das politisch 
beschlossen werden kann, sondern es gibt Produkti-
vitätsunterschiede, und Sozialstandards können 
auch leicht missbraucht werden, um protektionis-
tisch zu sein.

Es spricht nicht grundsätzlich dagegen, dass man 
sich auf solche Dinge einigt, aber das ist ein Aspekt, 
den man beachten muss.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Nächster ist Herr Dr. Fahn. Bitte.

Abg. Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Ich 
habe eine Frage an Frau Poth-Mögele. Sie haben ja 
auch ein Papier geschrieben, in dem steht:

Ein Europa der Zukunft muss die kommunale 
Selbstverwaltung achten, effiziente Instrumente 

und Führungsstrukturen besitzen, wobei auch 
die Regionen und Kommunen an der Entwick-
lung, Umsetzung, Überwachung und Überprü-
fung der Politik und der Gesetzgebung mitwir-
ken.

Da ist natürlich die Frage: Wie soll das konkret ge-
schehen? Ich stimme Ihnen völlig zu, Europa wird 
sehr stark auch in den Kommunen gelebt, wir brau-
chen eine stärkere Orientierung an den Bedürfnis-
sen der Bürger. Wir müssen die Belange der Bürger 
ernst nehmen, wenn wir Europa positiv weiterentwi-
ckeln, das ist ganz klar.

Jetzt geht es um Instrumente. Es gibt ja einen Aus-
schuss der Regionen, und da ist die Frage: Welche 
Bedeutung hat dieser Ausschuss der Regionen der-
zeit nach Ihrer Auffassung? Und wie könnte dieser 
aufgewertet werden? Eine Forderung lautet ja Auf-
wertung dieser Kammer, z.B. auf gleichberechtigt 
der Gesetzgebung neben Rat und EU-Parlament, 
oder welchen Vorschlag haben Sie? Die Kommunen 
sind wichtig, sie müssen aufgewertet werden, es gibt 
bestimmte Instrumente. Was schlagen Sie hier vor?

SVe Dr. Angelika Poth-Mögele (CEMR Brüssel): 
Vielen Dank für die Frage. – Der Ausschuss der Re-
gionen wurde eingerichtet, nachdem unser Ver-
band – und unseren Verband gibt es seit 1951 – 
sich lange dafür eingesetzt hat, in der Europäischen 
Union eine Einrichtung zu bekommen, die die Kom-
munen und die Regionen vertritt. Allerdings – und 
das wissen Sie natürlich –: Der Ausschuss der Re-
gionen ist ein Konsultativorgan. Er gibt seine Stim-
me ab wie auch der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss, aber im Prinzip erst, nachdem der 
Kommissionsvorschlag auf dem Tisch liegt, und das 
ist unserer Meinung nach reichlich spät oder zu 
spät, weil es ja insbesondere darum geht, frühzeitig 
zu berücksichtigen, was potenzielle Politikvorschlä-
ge oder Gesetzesvorschläge für Auswirkungen auf 
die Kommunen und auf die Regionen haben wer-
den.

Deshalb ist unsere Forderung als kommunaler Spit-
zenverband, und das wird Sie wahrscheinlich nicht 
überraschen, dass insbesondere die nationalen und 
die europäischen Verbände frühzeitig konsultiert 
werden, und wir haben auch schon verschiedene 
Tests, z.B. mit der Europäischen Kommission, ge-
macht, um das einmal auszuprobieren. Es gibt ja im 
Moment die Städteagenda, wo über einen Zeitraum 
von drei Jahren in Partnerschaften, in Pilotprojekten 
getestet werden soll: Wie wäre es denn, wenn ein-
zelne Städte und Kommunen rechtzeitig beteiligt 
werden? Würde sich tatsächlich etwas ändern? Wie 
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ist deren Meinung zur neuen Gesetzgebung, zur Fi-
nanzierung und insbesondere auch zur Förderung?

Wir haben noch keine Antwort dazu, aber unser Vor-
schlag wäre natürlich eine frühzeitige Konsultation, 
und die Europäische Kommission macht ja auch Im-
pact Assessments, Folgeschätzungsstudien z.B. 
dann, wenn sie neue Gesetzesvorschläge macht, 
weil sie eben auch berücksichtigen soll, inwieweit 
das Subsidiaritätsprinzip, das Proportionalitätsprin-
zip etc. zur Anwendung kommen. Allerdings kritisie-
ren wir, dass das mehr oder weniger Pro-forma-Akti-
onen sind und dass man sich nicht wirklich z.B. mit 
Vertreterinnen und Vertretern der Kommunen, der 
kommunalen Spitzenverbände zusammensetzt, um 
die Auswirkungen auf die kommunalen Ebenen 
rechtzeitig zu berücksichtigen.

Wir kennen natürlich den Vorschlag, den Ausschuss 
der Regionen aufzuwerten als Kammer neben Rat 
und Europäischem Parlament. Da so etwas ja mit 
Zustimmung von Rat und Parlament erfolgen muss, 
sehe ich da im Moment und bis auf Weiteres eigent-
lich wenig Möglichkeit, dass das von Erfolg gekrönt 
sein wird.

Wir glauben auch, dass es sinnvoll wäre, und wir ar-
beiten mit dem Ausschuss der Regionen natürlich 
auch sehr eng zusammen, dass sich die Kommis-
sion, wenn sie in der Erarbeitungsphase ist, mit den 
legitimen Vertretern der Kommunen zusammentut, 
um Gesetzesvorschläge und Politikvorschläge zu 
diskutieren, die sie dann auch entsprechend berück-
sichtigt.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Jetzt ist Herr Dr. Huber an der Reihe. Bitte.

Abg. Dr. Martin Huber (CSU): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn ich mir die Ereignisse der 
jüngsten Vergangenheit anschaue, vom Brexit über 
Katalonien bis zur Abstimmung am Sonntag in Ve-
netien, dann, glaube ich, kommt da auch der 
Wunsch der Menschen nach mehr Überschaubar-
keit, Regelbarkeit und Nachvollziehbarkeit von politi-
schen Entscheidungen zum Ausdruck.

Prof. Davis hat heute angesprochen, dass jene Insti-
tutionen, die den Menschen am nächsten sind, auch 
das größte Vertrauen genießen. Daher ist es für das 
Vertrauen zu Europa auch wichtig, welche Kompe-
tenzen auch zurückverlagert werden, um wieder 
mehr Nähe für die Menschen herzustellen.

Konkret wird das Problem immer auch dann, wenn 
man feststellt, sobald man ein bisschen Geld in die 
Hand nimmt, greift das Beihilferecht. Man kann nicht 
immer nur von Kompetenzen sprechen, wenn das 

Beihilferecht dem dann entgegensteht. Uns allen ist, 
glaube ich, noch in Erinnerung, dass das Förderpro-
gramm des Freistaates Bayern für Breitbandförde-
rung usw. immerhin 1,5 Milliarden Euro umfasste, 
aber von der EU-Kommission als Beihilfe gewertet 
wurde und deswegen in einem langen Prozess noti-
fiziert werden musste.

Man muss aber gar nicht einmal so sehr auf die In-
novationsförderung gehen. Ein Beispiel, das immer 
wieder auch als etwas lächerlich dargestellt wird, 
sind die Biberfraßschäden, von denen die Landwirte 
betroffen sind. Die Entschädigung, nämlich 
450 000 Euro im Jahr, wird von der EU als Beihilfe 
gewertet, und das ist meines Erachtens nicht dazu 
angetan, die Akzeptanz der Menschen für die Euro-
päische Union als Problemlöser entsprechend zu 
stärken.

Deswegen erstens meine Frage: Welche konkreten 
Möglichkeiten sehen Sie, Kompetenzen zurückzu-
verlagern?

Und zweitens in dem Zusammenhang: Welche Her-
ausforderungen bedeutet es auch für das Beihilfe-
recht und in der Folge auch für die Lockerung des 
Beihilferechts?

Wir haben jetzt viel über einheitliche Standards ge-
sprochen. Macron ist ja z.B. auch mit dem Vorschlag 
herangetreten, dass wir so etwas wie eine Fiskaluni-
on machen. Hier meine Frage: Was versteht man 
genau unter einer Fiskalunion? Und heißt das wirk-
lich, dass wir in der ganzen Europäischen Union ein-
heitliche Steuersätze haben?

Wenn wir uns etwa Deutschland anschauen: Hier ist 
ja nach dieser ganz strengen Definition auch keine 
stringente Fiskalunion vorhanden. Die Gewerbesteu-
er ist eine kommunale Angelegenheit und kann in-
nerhalb weniger Kilometer von Ortsgrenze zu Orts-
grenze massiv unterschiedlich sein. Die 
Grunderwerbsteuer ist Ländersache, die Grundsteu-
er ist wieder kommunale Angelegenheit, die Zweit-
wohnungssteuer kann erhoben werden, mancher-
orts wird sie das, mancherorts nicht.

Auf der anderen Seite haben wir natürlich in Europa 
auch den großen Konflikt zwischen Flat Tax und 
Progression. Das heißt, wenn ich da wirklich eine 
Fiskalunion einführen möchte, wird es einerseits für 
manche Länder drastische Steuererhöhungen 
geben, wenn sie die Flat Tax nicht mehr akzeptieren, 
oder auf der anderen Seite für andere Länder natür-
lich massive Steuerausfälle.

Deswegen meine Frage: Was verstehen Sie eigent-
lich aus Expertensicht genau unter dieser Fiskaluni-
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on, die meines Erachtens mehr oder weniger nur als 
Schlagwort durch die Diskussion geistert? Ist sie 
Ihres Erachtens sinnvoll und realisierbar?

Und ein Drittes noch, was auch schon angespro-
chen wurde, zum Thema Umverteilung. Man kann 
natürlich immer darüber reden, ob wir insgesamt 
mehr Hilfen brauchen, um die strukturschwächeren 
Länder zu unterstützen. Ich glaube aber nicht, dass 
wir dazu neue Instrumente oder neue Institutionen 
brauchen. Wir haben eine Vielzahl von Fonds inner-
halb der Europäischen Union, vom Kohäsionsfonds 
über den Jugendfonds, Regionalfonds und Landwirt-
schaftsfonds und dergleichen mehr. Es ist zu hoffen, 
dass diese 500 Milliarden Euro in der aktuellen För-
derperiode ausreichen, aber ich glaube jedenfalls, 
dass Sie die Instrumente haben, die man dafür 
braucht.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): An wen gin-
gen die Fragen?

(Zurufe: An Prof. Davis!)

An Prof. Davis, ja eigentlich an alle. Bitte dann um 
kurze Antworten.

Ich schließe aber jetzt gleich zu der ersten Frage 
des Kollegen Huber meine Frage an, die ich nach-
her stellen wollte, denn die gehört wirklich dazu.

Juncker hat ja in seiner Rede eine Task Force ange-
sprochen, die bei der Kommission und dem Vizeprä-
sidenten Timmermans eingerichtet werden soll, und 
er hat von Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit ge-
sprochen. Was wären idealerweise die Aufgabe und 
das Mandat einer solchen Task Force, und wie 
könnte eine solche Task Force im weiteren Reform-
prozess die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips, 
das ja für uns in Bayern ganz wichtig ist, beobach-
ten?

Noch einen Satz: Ein Großteil unserer Aufgabe im 
Europaausschuss ist natürlich auch die, dass wir 
eine Art Filterwirkung haben, dass wir alle EU-Vor-
haben – ich mache es kurz –, Konzentrationen und 
alles Mögliche, schon ganz früh auf Verletzung des 
Subsidiaritätsprinzips durchsehen, um möglichst 
frühzeitig Einfluss zu nehmen. Das ist ja eine unse-
rer Hauptaufgaben. Da wäre schon interessant, was 
Juncker damit meint: Task Force, Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit, denn das wäre ja genau das, 
was uns Bayern oder uns Länder gerade im deut-
schen Bundesstaat stärken würde.

Das war meine ergänzende Frage zu der ersten 
Frage von Dr. Huber. – Ich würde jetzt einmal Herrn 
Prof. Davis das Wort erteilen.

SV Prof. James W. Davis, Ph. D. (Universität St. 
Gallen): Herzlichen Dank für Ihre Frage, Herr Dr. 
Huber. – Ich werde kurz sein, nur ein paar Stichwor-
te.

Sie haben gefragt, welche Möglichkeiten es gibt, 
Kompetenzen zurückzuverlagern. Ich glaube, dass 
wir ein Weißbuch haben, dass wir diversen Reden 
hatten, und dass diese Reden mit so viel Aufmerk-
samkeit bedacht wurden heißt, dass wir jetzt rheto-
risch einen Raum geschaffen haben für eine Diskus-
sion. Und dann ist es natürlich die Aufgabe der 
Mitgliedstaaten, von diesem Raum Gebrauch zu ma-
chen.

Zur Frage, in welchen Gebieten man vielleicht Kom-
petenzen zurückverlagern soll: Ich würde sagen, wir 
sollen nach Prinzipien suchen, die uns leiten können 
in dieser Frage. Für mich ist es ziemlich einfach: 
Wenn lokales Verhalten Externalitäten schafft, also 
Effekte verursacht, die andere betreffen, dann brau-
che ich gemeinsame Regelungen, aber wenn nicht, 
dann nicht. Manchmal ist das eine Frage des Aus-
maßes der Externalitäten. Aber wenn lokal gehan-
delt wird und das den Nachbarn nicht beeinflusst, 
dann brauche ich doch kein großes Regelwerk in 
Brüssel, um so etwas zu regeln, dann sollen die Be-
hörden das lokal an Ort und Stelle machen.

Wenn wir Bedürfnisse haben, die in Richtung von 
Kollektivgütern gehen, also bei Sachen, die wir be-
nötigen, die nicht geschaffen werden, wenn wir nicht 
gemeinsam handeln, wie z.B. Verteidigung, brauche 
ich ein Regelwerk auf höherer Ebene, sonst wären 
wir einfach die Trittbrettfahrer bei den Sicherheitsbe-
strebungen von Größeren oder Reicheren.

Das heißt, auch hier kann man sagen, es sind ge-
wisse Prinzipien, wonach man feststellen kann: Ist 
es notwendig, dass etwas nach Brüssel verlagert 
wird?

Das führt mich jetzt zu der Frage des Vorsitzenden: 
Was sollen wir aus Junckers Task Force machen? 
Die Frage ist natürlich: Wer sitzt in dieser Task 
Force? Das sollen nicht einfach Leute aus der Kom-
mission sein, die selbstverständlich dann das Gefühl 
haben werden, sie wissen, was die Antwort ist, son-
dern es sollen eben diejenigen sein, die das Gefühl 
haben, dass eine Entfremdung stattgefunden hat. 
Das sind diejenigen, die vielleicht dann die Fragen 
stellen sollen.
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Und da bin ich auch bei Herrn Fuest. Die Rechtferti-
gungsverantwortung bleibt bei der Kommission, also 
warum die Kommission etwas übernehmen soll, 
nicht bei den Kommunen. Diese haben nicht zu 
rechtfertigen, das ist eher andersherum.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Dann würde ich weitermachen mit Herrn 
Dreute. Vielleicht weiß der Herr Dreute, was der 
Herr Juncker meint.

(Heiterkeit)

SV Oliver Dreute (EPSC Brüssel): Es geht hier um 
eine Rückverlagerung von Kompetenzen, die Beihil-
ferechtsfälle, die Sie genannt haben, und die Frage 
Subsidiarität. Die Task Force heißt Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit, was ein bisschen eine Europäi-
sierung des Begriffes bedeutet, denn das, was wir 
als Deutsche und ich als deutscher Jurist unter Sub-
sidiarität verstehen, versteht man anderweitig unter 
Verhältnismäßigkeit.

Die Gruppe soll sich zusammensetzen aus dem Vi-
zepräsidenten Timmermans und Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments und der nationalen Parla-
mente. Deren genaues Mission Statement wird noch 
festzulegen sein, aber die Gruppe wird sich sicher-
lich mit der Frage beschäftigen: In welchen Berei-
chen soll Europa weniger machen, in welchen Berei-
chen soll Europa mehr machen?

Da sind wir gleich bei Ihrer Frage mit dem Beihilfe-
recht. Wir haben ja die Reform des Beihilferechts 
gehabt, und die arbeitsteilige Umsetzung von Ge-
meinschaftsrecht zwischen Kommission und natio-
nalen Behörden ist da sicherlich eine Möglichkeit, 
denn zwischen 450 000 Euro an Biberfraßbeihilfe 
und Steuerhilfen für Google und Amazon liegen 
eben Welten. Man muss zur Bewältigung des Sach-
verhalts andere Kenntnisse haben und muss andere 
Methoden anwenden. Insofern sehe ich da in einer 
arbeitsteiligen Zusammenarbeit zwischen nationalen 
und regionalen Behörden und der Kommission 
einen durchaus gangbaren Weg.

Was die Rückverlagerung von Kompetenzen an-
geht, steht natürlich immer eine Vertragsänderung 
dazwischen, und Vertragsänderungen sind heutzu-
tage allgemein eher unbeliebt. Die Frage ist: Wel-
cher Weg, der in den Szenarien ja deswegen extra 
so beschrieben ist, beruht eigentlich auf einer politi-
schen Entscheidung über die Nichtnutzung von 
Kompetenzen und damit verbunden einer Ermächti-
gung der Mitgliedstaaten, in diesen Bereichen tätig 
zu werden?

Da muss natürlich ein Konsens erreicht werden: 
Was sind die Bereiche, in denen die europäische 
Ebene tätig werden soll oder eben nicht, damit die 
Mitgliedstaaten dort tätig werden könnten? Aber das 
ist ein Weg, wie man ohne Vertragsänderung dem 
Anliegen begegnen kann, Dinge wieder näher an 
den Bürger heranzubringen, von denen man heutzu-
tage der Meinung ist, sie müssten nicht auf europä-
ischer Ebene entschieden werden.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Herr Prof. Fuest, bitte.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Ich schließe da gleich an. Ich meine, wir 
müssen natürlich ehrlicherweise das institutionelle 
Eigeninteresse sehen. Es gibt bestimmte Kompe-
tenzbereiche, da kann man in allen möglichen Poli-
tikfeldern aktiv werden, und es gibt ein institutionel-
les Eigeninteresse auf europäischer Ebene, das zu 
tun. Und dazu zählt eindeutig auch die Beihilfe. Wir 
müssen uns erinnern, wofür diese eigentlich erfun-
den worden ist. Es ging darum, zu verhindern, dass 
der Wettbewerb und der Handel im europäischen 
Binnenmarkt durch Subventionen verzerrt werden. 
Jetzt ist mir nicht ganz klar, inwiefern die Biberfraß-
subvention den Handel verzerrt. Warum also wird 
die Europäische Kommission hier aktiv?

Nehmen wir einmal den Fall Google – da geht es um 
sehr viel Geld – oder den Fall Apple; da geht es um 
die größte Summe. Das hat natürlich nichts mit der 
Verzerrung von Handel zu tun, sondern hier geht es 
um Steuervermeidung. Das ist keine Kompetenz der 
Europäischen Kommission. Vielleicht kann man da-
raus auch eine Handelsverzerrung konstruieren, ich 
bin aber der Meinung, dass es darum nichtgeht. Das 
wird auch von der Kommission in der Öffentlichkeit 
nicht so dargestellt, sondern es geht um uner-
wünschte Steuervermeidung: keine Kompetenz der 
Europäischen Union! Trotzdem wird die Europäische 
Union hier aktiv, denn das ist populär.

Das, glaube ich, zeigt noch einmal, womit wir es hier 
zu tun haben. Es ist ähnlich wie die Eingriffe, um 
den Binnenmarkt herzustellen.

Das führt zu Ihrer Frage nach der Fiskalunion. Die 
eigentliche Rechtfertigung dafür, Steuerharmonisie-
rung zu verlangen, also gleiche Steuersätze, ist ja 
traditionell die Aussage, dass unterschiedliche Steu-
ersätze den Handel im Binnenmarkt oder den Wett-
bewerb im Binnenmarkt verzerren. Diese Position 
hat die Europäische Kommission lange vertreten 
und wollte Steuersätze etwa im Bereich der direkten 
Steuern vereinheitlichen. Das wollten die Mitglied-
staaten nicht, und nachdem diese das ungefähr 
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zehnmal gesagt haben, dass sie das nicht wollten – 
es ist ja Einstimmigkeit –, hat die Kommission ihre 
Politik geändert und hat gesagt: Wir sind nicht mehr 
der Meinung, dass ein Binnenmarkt einheitliche 
Steuersätze braucht, sondern eine einheitliche Be-
messungsgrundlage.

Man sieht, das unterliegt schwankenden Bewertun-
gen, und ich glaube wirklich, es hat am Ende mit in-
stitutionellem Eigeninteresse zu tun. Ich will das gar 
nicht kritisieren, ich glaube, das ist auch Teil des de-
mokratischen Gemeinwesens, dass es da unter-
schiedliche Interessen gibt. Ich glaube aber nicht, 
dass es ein objektiv richtiges Ausmaß an Eingriffen 
gibt. Nehmen wir einmal den amerikanischen Bin-
nenmarkt: Da gibt es unterschiedliche Steuersätze, 
sogar unterschiedliche Bemessungsgrundlagen, 
einen starken Wettbewerb – trotzdem ist das auch 
ein Binnenmarkt, der, glaube ich, ganz gut funktio-
niert. Insofern ist es am Ende eine politische Ent-
scheidung.

Noch ein Punkt zur Fiskalunion und kurz noch zur 
Umverteilung. – Die Fiskalunion wird ja auch disku-
tiert im Rahmen der Währungsunion, und da geht es 
eher um die Idee, dass man so etwas wie eine Sta-
bilisierung auf zentraler Ebene braucht. Das eine 
Land hat eine Krise, z.B. Griechenland, und wenn 
das Land Teil eines Bundesstaates wäre, würde es 
aus dem zentralen Budget gewisse Leistungen be-
kommen und würde etwas abgefedert. Deshalb for-
dern viele eine Fiskalunion im Sinne eines zentralen 
Budgets, um so etwas zu erreichen, eine gewisse 
Versicherung oder Abfederung untereinander. Das 
ist etwas, was in Bundesstaaten existiert. In Bundes-
staaten, die wir kennen, existiert in der Regel weder 
eine Schuldenaufsicht, noch existieren einheitliche 
Steuersätze, aber oft ein zentrales Budget, das ge-
wisse Dinge auffängt.

Letzter Punkt: Umverteilung. – Wir haben in der Tat 
eine europäische Regionalpolitik. Ich glaube, wir 
müssen das einmal verstärkt evaluieren, und zwar 
unabhängig. Es gibt Evaluierungen, die aber nicht 
unabhängig sind, und das kann man auch sehr 
deutlich an den Ergebnissen erkennen. Ein Beispiel: 
Die Evaluierung der Europäischen Kommission sagt, 
wenn ich 1 Euro für Regionalpolitik ausgebe, schaffe 
ich Werte von 2,70 Euro. Das ist aber mit einem Si-
mulationsmodell abgeleitet worden, das ist keine an-
gemessene Methode, keine glaubwürdige Evaluie-
rung.

Es gibt unabhängige Evaluierungen in der wissen-
schaftlichen Literatur, die sagen, entweder der Effekt 
ist nicht nachweisbar, was nicht heißt, dass er nicht 

existiert, aber ein positiver Effekt ist nicht nachweis-
bar, und andere Studien sagen, aus 1 Euro machen 
wir 1,30 Euro. In der Region sind das aber mögli-
cherweise nur Umlenkungseffekte.

Ich meine, wir müssen einfach besser verstehen, 
wie diese Umverteilungspolitik wirkt, welche ist ef-
fektiv, wann ist sie weniger effektiv, und wenn das 
unabhängig evaluiert wird und nicht abhängig und 
offenkundig unzureichend, dann, glaube ich, steigt 
vielleicht sogar die Bereitschaft auch bei den Steuer-
zahlern, mehr Geld für solche Politiken auszugeben.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Frau Bischoff, bitte.

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Ich möchte 
eine Vorbemerkung machen, weil wir ja diese Debat-
te hier im wunderschönen Bayern führen, in 
Deutschland, und ich glaube, man muss sich bei all 
diesen Debatten eines vor Augen halten: Deutsch-
land ist das Land, das am meisten sowohl vom Bin-
nenmarkt als auch vom Euro profitiert.

Nun haben wir eine Union, in der sich – und da 
nenne ich jetzt gar kein Land, weil ich glaube, es be-
trifft alle gleichzeitig – inzwischen ein Geist etabliert 
hat, der heißt, jeder möchte alle Vorteile abgreifen, 
aber für den Rest nicht mehr aufkommen. Es gibt 
keine Union der Welt, die so funktionieren kann, 
keine! Und das, denke ich, ist auch etwas, wo man 
ein Stück weit ehrlich sein muss und wo wir schauen 
müssen, welche vernünftigen Lösungen wir finden 
können.

Ich glaube, es ist hier schon angesprochen worden, 
man muss in manchen Politikfeldern besonders da-
rauf achten – das Beihilferecht wurde hier angespro-
chen, auch im Binnenmarkt –, dass man nicht über 
das Ziel hinausschießt. Das heißt aber noch nicht, 
dass die sinnvolle Alternative die Rückverlagerung 
ist, sondern es müssen hier vernünftige Lösungen 
gefunden werden.

Es ist hier auch die Entsenderichtlinie angesprochen 
worden. Europa erodiert von unten, von den Men-
schen her, wenn man dauerhaft keine fairen Lösun-
gen hat. Also: Faire Lösungen für die entsendenden 
Länder und genauso für die aufnehmenden Länder. 
Das war hier der Fall. Es gab eben in dieser Richtli-
nie Schlupflöcher, die bestimmte Geschäftsmodelle 
möglich gemacht haben, die mit Scheinentsendung, 
mit Briefkastenfirmen operiert haben. Es waren in 
der Regel gar keine Osteuropäer. Wenn man einmal 
ein bisschen dahinter blickt, sieht man, dass es viele 
westeuropäische Firmen waren, die dieses Ge-
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schäftsmodell gefahren haben, aber zum Nachteil 
auch vieler kleiner lokaler Unternehmen überall.

Das kann auf die Dauer nicht funktionieren, und des-
halb ist es ein wirklich gutes Signal, dass man im 
Europäischen Parlament jetzt ein Verhandlungsman-
dat hat, das ausgewogen ist, und dass man ver-
sucht, Lösungen zu finden. Ich denke, eines ist auch 
klar: Wir haben 2019 Wahlen, und wenn man in be-
stimmten Kernbereichen keine Lösungen produzie-
ren kann, kann man das Vertrauen der Bürger nicht 
zurückgewinnen. Deshalb ist es wichtig, dass wir in 
einigen zentralen Punkten zu gemeinsamen euro-
päischen Lösungen kommen und keine ideologi-
schen Debatten führen. Und ich glaube, dass wir 
hier eine Möglichkeit haben.

Wir haben einen Vorschlag der Europäischen Kom-
mission, was die Steuerpolitik dieser sogenannten 
Plattformen angeht. Auch hier wieder ein Phäno-
men: Die zahlen zwischen null % und 10 % Steuern! 
Jedes normale Unternehmen liegt im Durchschnitt 
bei 30 % und mehr. Das kann auf die Dauer im 
Europäischen Binnenmarkt nicht funktionieren, und 
man kann auch keinen Wohlfahrtsstaat unterhalten, 
wenn man keine entsprechenden Steuereinnahmen 
hat. Auch hier ist es deshalb gut, dass man europä-
isch versucht, hier entsprechende Maßnahmen zu 
setzen, weil einzelne Länder gegenüber diesen Gi-
ganten, die diese Plattformen betreiben, aus unserer 
Sicht gar nicht bestehen könnten.

Eines vielleicht noch, und da gibt es auch einen 
Konsens. Es war ja die Frage nach diesen drei Pa-
pieren von Brok, Bresso und Verhofstadt. Es gibt 
hier eine große Übereinstimmung, was die Fiskalpo-
litik anbelangt, und es gibt auch eine große Überein-
stimmung aller Parteien im Parlament, zumindest 
der demokratischen pro-europäischen Parteien, 
dass man die Eigenmittel der Europäischen Union 
stärken muss, und dass das auch eine Debatte ist, 
die wir hier führen müssen. Es gibt im Übrigen auch 
einen breiten Konsens der Parteien, zumindest im 
Europäischen Parlament, dass man, wenn man die 
Wirtschafts- und Währungsunion stabilisieren will, 
auch eine starke soziale Dimension braucht. Wenn 
man zu große Unterschiede hat, z.B. bei den Löh-
nen, bei bestimmten sozialen Leistungen, dann 
funktioniert das in einer Währungsunion nicht.

Es ist hier auch angesprochen worden, dass man für 
das Problem asymmetrischer Schocks Lösungen fin-
den muss. Ob das nun eine Europäische Arbeitslo-
senversicherung ist oder ob man das über andere 
Instrumente macht, das ist eine Debatte, die gerade 
geführt wird, aber klar ist, dass man hier auch Lö-
sungen produzieren muss, denn wir diskutieren 

diese Papiere der vier Präsidenten, der fünf Präsi-
denten seit 2013, aber was wir nicht schaffen ist, 
entsprechende Schritte einzuleiten, um das zu stabi-
lisieren. Und das ist riskant, denn wenn dann die 
Krise wieder zuschlägt, ist man nicht gewappnet. 
Man hat jetzt ein Zeitfenster, und ich glaube, des-
halb rekurrieren auch so viele auf Macron, weil er 
einer der Wenigen ist, der mit einer Vision und be-
stimmten Vorschlägen gekommen ist. Ich teile die 
nicht alle, aber einige, weil wir ein kleines Zeitfenster 
haben und weil bis 2019 auch Europa seine Haus-
aufgaben machen muss.

Als Vertreterin der Gewerkschaften und der Arbeit-
nehmer kann ich nur sagen: Wenn wir eines in der 
Euro-Krise gelernt haben, dann ist es das, dass es 
in den Ländern die Arbeitnehmer gewesen sind, die 
oft den Preis bezahlt haben. Wenn man keine Wäh-
rung abwertet, hat man die Löhne abgewertet, mit 
den sozialen Folgen davon. Und man muss auch er-
warten können, dass die Stabilisierung des Euro und 
der Wirtschafts- und Währungsunion gelingt, denn 
es besteht natürlich die Sorge: Wer trägt am Ende 
die Kosten? Es werden wieder die Bürger sein, die 
Arbeitnehmer, und deswegen gibt es auch eine Ver-
antwortung, dieses Zeitfenster zu nutzen und, wie 
man im Englischen sagt, "Talk the talk, walk the 
walk", also dass man nach den Gesprächen dann 
auch wirklich die entsprechenden Schritte tun muss.

Und da hoffe ich doch, dass diese Debatten zur Zu-
kunft Europas auf kommunaler Ebene eigentlich 
überall geführt werden, um deutlich zu machen, 
dass wir Konsens in Europa brauchen, um uns we-
nigstens auf ein paar konkrete Schritte zu verständi-
gen. Ich glaube nicht, dass wir es schaffen, eine 
große Vision zu entwickeln und dann einen großen 
Integrationsschritt zu machen. Aber in welchen Be-
reichen man vorangehen muss zur Stabilisierung, 
dafür brauchen wir einen Konsens, und diesen Kon-
sens können nicht die Eliten herstellen, sondern da 
muss die gesamte Zivilgesellschaft, da müssen die 
Sozialpartner, da müssen alle Beteiligten mit einge-
bunden werden. Das ist mein Plädoyer.

Abg. Dr. Martin Huber (CSU): Darf ich eine kurze 
Nachfrage dazu stellen, weil Sie eine Europäische 
Arbeitslosenversicherung und einen Mindestlohn an-
gesprochen haben: Wie gehen Sie denn auf die un-
terschiedlichen Kaufkraftsituationen und Produktivi-
täten ein? Soll das dann doch wieder vor Ort 
abgestimmt laufen, oder soll in Brüssel am Grünen 
Tisch ein einheitlicher Mindestlohn verhandelt wer-
den, oder wie stellen Sie sich das vor?

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Also, die-
ses "One size fits all" gibt es nicht und wird es auch 
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nicht geben, aber wir haben uns im Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss vertieft auch zwi-
schen Arbeitgebern, Gewerkschaften und Zivilge-
sellschaft ausgetauscht. Wir haben sehr unter-
schiedliche Ausgangslagen bei den Mindestlöhnen 
in Europa. Wir haben mehr als 24 Länder, die Min-
destlöhne haben, aber natürlich in sehr unterschied-
licher Höhe. Es geht nicht darum, einenMindestlohn 
für alle festzuschreiben, sondern zu sagen, das 
Ziel – das hat die OECD vorgegeben, und wir haben 
die Debatten in der ILO – ist die Annäherung an den 
Medianlohn. Unsere Vorstellung ist etwa 60 %. Man 
würde also schauen, wo die einzelnen Länder ste-
hen – es gibt bislang nur ein Land, das das erreicht, 
das ist Frankreich –, dann sagen, in welchen Schrit-
ten diese Länder das erreichen können, und ihnen 
dann auch über das Europäische Semester entspre-
chende Empfehlungen geben. Die Kommission 
macht das ja schon zum Teil, aber das wird nicht 
systematisch gemacht, und die Verantwortung dafür 
liegt weiter in den Mitgliedstaaten. Aber über dieses 
gemeinsame Benchmarking kann man dann auch 
Fortschritte erzielen, und die sind dann auch für die 
Bürgerinnen und Bürger nachvollziehbar.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Frau Poth-Mögele, bitte.

SVe Dr. Angelika Poth-Mögele (CEMR Brüssel): 
Vielen Dank. – Ich kann Ihnen aus unserer Perspek-
tive natürlich nur beipflichten bei dem, was Sie vor-
hin zum Beihilfe- und Wettbewerbsrecht gesagt 
haben, weil die Kommunen natürlich erleben – Sie 
haben einige Beispiele genannt; bei uns sind es ins-
besondere die Aufgaben der kommunalen Daseins-
vorsorge, die Sie ja auch kennen –, wie sehr hier die 
Europäische Kommission den Rahmen sowohl defi-
niert als auch kontrolliert. Wir sehen darin eigentlich 
einen Interessenskonflikt, dass die Kommission so-
wohl die Regeln erlässt als auch kontrolliert, und wir 
haben auch den Eindruck, die Kommission ist weit 
über das Ziel hinausgeschossen, wie auch Frau Bi-
schoff gerade gesagt hat, und trifft im Prinzip damit 
politische Entscheidungen. Und politische Entschei-
dungen sollten eigentlich bei der Politik, bei den Po-
litikerinnen und Politikern liegen und nicht bei einer 
Verwaltung, denn da geht es auch wieder um die 
Frage der demokratischen Legitimation. Diese Ent-
scheidungen sind schon auch fragwürdig, insbeson-
dere dahin gehend, inwieweit tatsächlich der inner-
gemeinschaftliche Handel davon betroffen ist und 
die Kommission hier nicht in Situationen eingreift, 
die eigentlich rein lokal oder von regionaler Bedeu-
tung sind.

Wir wären dafür, dass die Kompetenz für die Wett-
bewerbspolitik zumindest in eine gemeinsame Kom-
petenz zurückgeführt wird und nicht alleinige Kom-
petenz der Kommission sein sollte, um wenigstens 
eine Beteiligung z.B. des Parlaments zu ermögli-
chen.

Wogegen wir uns auch sträuben, das ist ganz gene-
rell, dass die Kommission die Auffassung vertritt, in 
dem Moment, wo öffentliche Gelder fließen, handle 
es sich um Beihilfen, während es bei uns ja häufig 
um die Kompensation für Aufgaben geht, die im In-
teresse der Allgemeinheit erbracht werden und der-
gleichen. Wir sind z.B. gerade dabei, dazu ein Pa-
pier zu entwerfen, weil wir das sehr eng verknüpft 
sehen mit der Frage der Zukunft Europas. Wir wol-
len uns mit dem Thema öffentliche Dienstleistungen 
in einer zukünftigen Europäischen Union beschäfti-
gen und sehen auch mit großem Interesse etwa 
nach Großbritannien nach dem Brexit – die Briten 
sind ja bekannt dafür, dass sie sehr wettbewerbsori-
entiert sind – und wie in Großbritannien dann die 
existierenden Vorschriften in der Praxis möglicher-
weise abgeschafft oder durch etwas anderes ersetzt 
werden. Wir wären, wie auch Herr Prof. Fuest, für 
mehr Wettbewerb auch innerhalb der Europäischen 
Union, dafür, dass nicht alles harmonisiert und ge-
meinsam geregelt werden muss.

Und wie auch Frau Bischoff gesagt hat, das Beispiel 
mit der Entsenderichtlinie macht eigentlich auch 
Hoffnung, dass wir hier keine ideologischen Debat-
ten führen sollten, sondern dass es wirklich darum 
gehen soll, die Probleme zu identifizieren und eine 
pragmatische Lösung zu finden, auch wenn es sehr, 
sehr schwierig ist mit 27 oder 28 Mitgliedstaaten, 
das zu tun. Ich glaube aber, es bleibt uns gar keine 
andere Wahl, wenn es darum geht, Europa gegen-
über den Bürgerinnen und Bürgern als handlungsfä-
hig und lösungsorientiert für die Zukunft darzustel-
len. – Danke.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Nächster Fragesteller: Herr Pfaffmann. 
Bitte.

Abg. Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Vielen Dank. – 
Ich habe jetzt zwei Stunden aufmerksam zugehört 
und möchte vielleicht doch zwei kritische Bemerkun-
gen machen.

Die Realität der europäischen Diskussion sieht, jetzt 
etwas überspitzt und etwas pointiert dargestellt, wie 
folgt aus: Die Briten treten aus. Die Umfragen 
sagen, die Bevölkerung, also die europäischen Bür-
gerinnen und Bürger, wollen mit der EU nichts mehr 
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zu tun haben bzw. sehen sie kritisch. Immer mehr 
rechte Gruppierungen ziehen in das Europäische 
Parlament ein. Das sind diejenigen, die Europa ab-
schaffen wollen. Dann haben wir eine Erklärung des 
ungarischen Staatschefs Orbán, der Osteuropa ges-
tern oder heute, ich weiß es nicht genau, zur mi-
grantenfreien Zone erklärt hat, usw. usf.

Wir sitzen hier im Bayerischen Landtag und unter-
halten uns über die kompliziertesten Detailfragen 
der Europäischen Union, Beihilferecht und anderes. 
Ich frage mich, da ja auch immer wieder gesagt 
wird, es muss alles beim europäischen Bürger an-
kommen, wir müssen Europa erklären: Sind wir ei-
gentlich auf der richtigen Diskussionsspur? Sind wir 
eigentlich noch dabei, das, was wir in unseren Aus-
führungen gerne betonen: Wir müssen Europa den 
Menschen näherbringen!, auch zu realisieren, oder 
machen wir nicht das Gegenteil? Sind wir dabei, die 
richtigen Prioritäten zu setzen?

Das Thema unserer Anhörung lautet ja "Anhörung 
zur Zukunft Europas". Ich habe den Eindruck, dass 
wir nicht über die Zukunft Europas, sondern über 
Detailprobleme, zugegebenermaßen wichtige und 
bedeutende Probleme, ich will das nicht schlechtre-
den, sprechen, aber dass wir mit dieser Art und 
Weise dem Grundsatzproblem, nämlich die Zukunft 
Europas zu sichern, nicht näherkommen werden.

Was mir fehlt, ist in der Tat, und ich scheue mich 
nicht, das Wort in den Mund zu nehmen, eine Visi-
on. Wie soll denn Europa jetzt aussehen, unabhän-
gig von der Klärung des Beihilferechts, unabhängig 
von der Fiskalauswirkung und sonstigen schwierigen 
Dingen? Was meines Erachtens die Menschen in 
den letzten Jahren gelernt haben ist, dass Europa 
Banken retten kann, dass Europa ganz schlaue 
Dinge sagen kann, vor allem die Vertreter, die Elite 
der europäischen Diskussion, dass aber auf soge-
nannte banale Fragen der Welt keine Antworten ge-
geben werden.

Ich will jetzt ein paar formulieren. Gott sei Dank, es 
wurden in der Folge des Weißbuchs ein paar Argu-
mente noch nachgeschoben, die im "Weißbuch zur 
Zukunft Europas" – ein großer Titel! – nicht so ganz 
ausgeprägt waren. Zur Rede Macrons möchte ich 
nur sagen – und ich muss das hier sagen –, er hat 
konkret angesprochen, wir müssen Leiharbeit und 
Werkverträge, eine existenzielle Frage von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, einschränken. 
Konkret!

Ich erinnere and die Rede von Juncker im Nachgang 
zum Weißbuch, der sagt, wir brauchen eine Euro-

päische Union der Sozialstandards. Das hat er ge-
sagt! – Ich höre aber ganz wenig von dieser Idee.

Und so könnte man weitermachen. Frau Bischoff, 
Sie haben es angesprochen: die Idee eines euro-
päischen Standards, eines Rechtsrahmens sozusa-
gen für soziale Sicherung. Ist das nicht – und das ist 
meine Frage an alle – die entscheidende Frage, 
wenn wir immer wieder verlangen: Wohlstand, Si-
cherheit für die Menschen, nicht für die Banken, 
sondern für die Menschen? Das mag miteinander 
zusammenhängen, aber die Menschen müssen, 
wenn sie arbeitslos werden, wissen, was passiert. 
Das heißt, dass das Prinzip "gleicher Lohn für glei-
che Arbeit am gleichen Ort" nicht nur in Reden, son-
dern auch in konkreten Umsetzungsstrategien auf 
die Tagesordnung kommen muss.

Setzen wir die richtigen Prioritäten in der europapoli-
tischen Frage oder nicht? Das ist ganz konkret das, 
was ich wissen will. Müssen wir den Menschen nicht 
sagen, Europa sichert nicht nur den Frieden, disku-
tiert nicht nur in Expertenkreisen über die Bedeutung 
des Binnenmarkts und zweifelt – lieber Herr Fuest, 
bitte um Entschuldigung – die Sozialstandards mög-
licherweise an? Müssen wir den Menschen nicht 
sagen: Wir sorgen auch dafür, dass es eine Gerech-
tigkeit gibt in der Arbeitswelt, dass es auch die soge-
nannten weichen Faktoren in der Europapolitik gibt!? 
Ist das nicht der Weg, um den Menschen Europa 
wieder etwas näherzubringen, oder wollen wir wei-
termachen mit der Debatte um die internationale 
Auswirkung von irgendwelchen Gesetzen – ich 
weiß, das hört sich jetzt etwas überspitzt an, denn 
ich weiß, dass das auch wichtig ist –, trifft das wirk-
lich den Kern? Ist das nicht die Frage?

Und parallel zu dieser Diskussion, die allerorten so 
geführt wird, parallel zu dieser Diskussion ziehen 
immer mehr rechte Gruppierungen ins Europäische 
Parlament ein. Die wollen dieses abschaffen, um 
das noch einmal zu verdeutlichen. Immer mehr Re-
gierungen profilieren sich gegen Europa, immer 
mehr, parallel zu einer Diskussion, die wir führen, 
auch zu einer Diskussion, wie wir sie heute führen. 
Ist das der richtige Weg?

Meine Frage an die Experten ist, ob es nicht doch 
sinnvoll wäre, neben einer solchen Grundsatzdebat-
te über Detailprobleme der Europäischen Union, die 
ohne Zweifel wichtig sind, eine Dimension einzufüh-
ren, die für die Menschen wirklich einen konkreten 
sozialpolitischen Nutzen bringt? Wäre das nicht drin-
gend erforderlich?

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Herr Pfaffmann. – Wollen wir mit Prof. Fuest, 
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weil Sie ihn angesprochen haben, beginnen und 
dann mit anderen fortfahren nach der Reihe.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Ich kann das gut nachvollziehen, dass 
Sie sagen, das ist eine technokratische Diskussion, 
so ein bisschen für Eliten, und das ist nicht das, was 
die Menschen auf der Straße beschäftigt, sondern 
die Menschen beschäftigen, wie Sie sagen, die Fra-
gen: Habe ich einen Arbeitsplatz? Wie sicher ist 
der?, und Ähnliches mehr. Ich habe nur folgende 
Sorge: Ich habe ja eingangs gesagt, die Euro-
päische Union hat in der Vergangenheit immer wie-
der viel mehr versprochen, als sie halten kann. Das 
Versprechen, dass es Mindestlöhne und Sozialstan-
dards gibt, ist deshalb gefährlich, weil es natürlich 
dazu führen wird, dass Beschäftigte mit niedriger 
Produktivität keine Chance haben, das zu erwirt-
schaften. Das heißt, wenn wir diesen Weg gehen – 
das ist meine Überzeugung –, werden wir am Ende 
vielleicht einheitliche Mindestlöhne haben in Europa, 
aber in der Peripherie noch viel höhere Arbeitslosig-
keit, als wir sie heute haben, und damit noch mehr 
Unterstützung für diejenigen, die sich gegen Europa 
wenden.

Das Ganze ist also eine Gratwanderung, und wir 
müssen sehr aufpassen, was wir da versprechen.

(Abg. Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Habe ich 
nicht gesagt!)

Doch! Sie haben gesagt: Warum versprechen wir 
den Leuten nicht "gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort"?

(Abg. Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Diese Dis-
kussion muss geführt werden. Ich will das dis-
kutieren!))

Gut, aber man erweckt natürlich die Erwartung, die 
Politik könnte das garantieren. Die Politik kann nicht 
gleiche Löhne für alle am gleichen Ort versprechen. 
Man könnte auch fragen: Ja warum eigentlich nur 
am gleichen Ort? Ist das nicht ungerecht, dass, 
wenn ein Arbeiter, nur weil er nach Deutschland 
fährt, plötzlich 10 Euro verdient und zuhause nur 
3 Euro? Meine Sorge ist, dass die Debatte in diese 
Richtung führt. Das gilt etwa auch für den Bereich 
Jugendarbeitslosigkeit. Die Politik kann nicht dafür 
sorgen, dass die Menschen ein bestimmtes Einkom-
men erzielen, sondern Sie müssen auch Leute 
haben, die die Arbeitsplätze schaffen. Das ist meine 
Sorge.

Wir reden in Europa viel zu wenig über Wettbewerb, 
viel zu wenig auch über Verantwortung des Einzel-

nen, der Kommune, der Region für die wirtschaftli-
che Entwicklung. Die können nämlich sicherstellen, 
dass die Arbeitslosigkeit etwa bei Jugendlichen 
sinkt.

Gerade weil das Beispiel Frankreich angesprochen 
worden ist: Ein abschreckendes Beispiel! Der Min-
destlohn ist dort einer der Hauptgründe für die hohe 
Jugendarbeitslosigkeit, darüber besteht unter Ar-
beitsmarktforschern in Frankreich Konsens. Nicht 
jeder Mindestlohn ist ein Problem, aber dieser Min-
destlohn ist ein Hauptgrund, ein abschreckendes 
Beispiel. Deshalb würde ich es für gefährlich halten, 
wenn man in Europa solche Dinge in den Vorder-
grund stellt. Die Politik kann nicht beschließen, dass 
die Löhne in Europa ein bestimmtes Niveau errei-
chen, sondern das wird im Wettbewerb entschieden. 
Die Leute müssen produktiv sein, müssen in ihre 
Ausbildung investieren. Da kann die Politik etwas 
tun. Wir können die Ausbildungssysteme verbes-
sern, aber Löhne zu versprechen funktioniert in 
einer Planwirtschaft, nicht in einer Marktwirtschaft.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Machen wir bei den Damen weiter. Frau Bi-
schoff, bitte, wenn Sie vielleicht gleich Stellung neh-
men.

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Es geht 
überhaupt nicht darum, Löhne zu verordnen. Wir 
haben die Lohngleichheit in den Verträgen, seit es 
die Europäische Union gibt. Das ist ein wichtiges 
Prinzip, und eine Europäische Union, die gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort nicht sicher-
stellen kann, wird immer große Probleme haben. 
Deshalb ist das nicht nur etwas, was der Kommissi-
onspräsident ins Zentrum seiner Arbeit gestellt hat, 
sondern auch im Europäischen Parlament gibt es 
übergreifend mit allen Parteien den Konsens, dass 
wir hier stärkere Maßnahmen ergreifen müssen, um 
das sicherzustellen.

Aber worum geht es? – Ich glaube, dass diese De-
batte zur Zukunft Europas so weit herunterzubre-
chen ist, dass sie für die Menschen verständlich ist. 
Und das tut man nicht, indem man diskutiert, ob ein 
Europäischer Finanzminister eine tolle Idee ist oder 
nicht, denn das interessiert außer Experten vor Ort 
niemanden.

Ich habe das wirklich gelernt. Ich war bei vielen De-
batten vor dem Brexit im Vereinigten Königreich. 
Und dieses Argument "to take back control over my 
life", also dass viele Menschen, und nicht nur im 
Vereinigten Königreich, angesichts von Globalisie-
rung und Digitalisierung das Gefühl haben, dass 
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ihnen die Kontrolle über ihr eigenes Leben entglei-
tet, dass sie sich dem ausgeliefert fühlen und sie 
das Gefühl haben, dass die Politik dafür keine Ant-
worten bereithält, ist aus meiner Sicht eine Chance, 
dass sich die Europäische Union, wenn sie sich 
wirklich auf Zukunftsprojekte fokussiert, weiterentwi-
ckelt.

Und da geht es nicht um falsche Versprechungen, 
etwa zu sagen: Wir sind gemeinsam der größte Bin-
nenmarkt der Welt, wir sind einer der wohlhabends-
ten Kontinente, wir wollen und wir können Standards 
setzen, dass Menschen ein anständiges Leben füh-
ren können, dass sie Löhne bekommen, die gerecht 
sind, zumindest Löhne, von denen sie leben kön-
nen, und dass wir auch Regulierungen machen kön-
nen. Europaweit können wir im Rahmen der Globali-
sierung Standards setzen und versuchen, diese 
dann, wenn wir sie europäisch haben, auch interna-
tional zu verankern, und das alles, um den Leuten 
zu zeigen, dass das keine anonymen Mächte sind, 
denen man ausgeliefert ist.

Und wenn wir uns die USA ansehen, dann sollten 
wir das als abschreckendes Beispiel nehmen. Die-
ser Protektionismus entsteht nicht einfach nur des-
halb, weil man einen verrückten Politiker hat, son-
dern der Protektionismus wächst über einen langen 
Zeitraum. Und wenn man sich die Diskussion über 
Rückverlagerung im Moment anschaut, wenn man 
sich den Protektionismus anschaut, findet man ent-
weder vernünftige, gerechte, globale Lösungen, und 
da kann sich Europa an die Spitze stellen, oder wir 
fallen zurück in Kleinstaaterei und fallen zurück, 
indem wir alle jetzt anfangen, protektionistische 
Maßnahmen zu setzen.

Deshalb, glaube ich, ist es auch eine Chance für Eu-
ropa. Vielleicht tun wir uns zwischen den Ländern 
etwas schwer: Für Deutsche sind Visionen manch-
mal schwierig, für Italiener geht es gar nicht ohne Vi-
sionen. Wir müssen aber eine Vorstellung davon 
haben, wo wir in der Europäischen Union hinwollen 
und wozu sie da ist und was sie liefern kann, um das 
Leben der Menschen in Europa zu gestalten und zu 
verbessern.

Herr Fuest, ich stimme Ihnen in einem Punkt zu: Es 
geht nicht darum, Versprechungen zu machen, die 
man nicht einhalten kann. Deshalb bin ich mit der 
Säule sozialer Rechte an dem Punkt auch kritisch, 
denn man soll nicht etwas versprechen, was ein In-
strument nicht liefern kann. Aber wenn man keine 
gemeinsamen Zukunftsprojekte mehr hat, dann 
kann man nur noch über einzelne Details diskutie-
ren, und jeder versucht dann, sein Schäfchen ins 

Trockene zu bringen. Aber eine Union kann dann 
auf Dauer so nicht funktionieren.

Ich glaube schon, dass wir an einem Punkt sind, an 
dem das Ganze auch auseinanderbrechen kann. Ich 
finde, es hilft nicht, wenn man sich die Welt schönre-
det. Das ist so ein Punkt, wo sich wieder ganz ande-
re Konstellationen zusammenfinden. Mich hat es am 
Anfang schon sehr irritiert, das sage ich nochmals, 
als ich den Titel der heutigen Anhörung gesehen 
habe, und ich habe gedacht: Warum, um Himmels 
willen, legt die Kommission ein "Weißbuch zur Zu-
kunft Europas" vor, nicht der Europäischen Union?, 
weil wir – und wenn Sie sich am Anfang die Bilder 
anschauen, werden Sie das bestätigen – ja schon 
eine gewisse Fragmentierung haben und es nicht 
ausgeschlossen ist, dass diese sich weiter fortsetzt. 
Das sind also schon ernste Zeiten, in denen man 
auch ernsthafte Lösungen braucht und auch ein Ver-
ständnis dafür, ob wir gemeinsam mit den 27 noch 
einen Konsens finden oder nicht und in welche Rich-
tung wir mit welchen Projekten gehen wollen.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Frau Dr. Poth-Mögele, bitte.

SVe Dr. Angelika Poth-Mögele (CEMR Brüssel): 
Vielen Dank. – Wie Sie als Politiker aus eigener Er-
fahrung am besten wissen, geht es in der Politik ja 
immer um einen Wettbewerb der Ideen. Und es geht 
darum, ein Ringen um Anliegen deutlich zu machen. 
Wir haben ja vor nicht allzu langer Zeit in Deutsch-
land die Bundestagswahl gehabt und auch dort ge-
sehen, wie die Volksparteien mit ihren Ideen, für die 
sie geworben haben, große Verluste hinnehmen 
mussten. Das Gleiche erleben wir natürlich auch in 
anderen europäischen Ländern. Es geht darum, 
möglichst klarzumachen, wofür wir stehen. Und rea-
listischerweise muss man sagen, im Moment sind 
die Machtverhältnisse in der Europäischen Union, im 
Parlament und in den Mitgliedstaaten so, dass dieje-
nigen, die für ein stärkeres soziales Europa eintre-
ten, in der Mehrheit sind. Das ist leider nun einmal 
die demokratische Praxis.

(SVe Gabriele Bischoff: Im Europäischen Parla-
ment stimmt es nicht, da ist die Mehrheit dafür.)

Aber die Mehrheit der Mitgliedstaaten ist nun einmal 
von Konservativen regiert.

Und deshalb, wie Frau Bischoff ja auch gerade ge-
sagt hat, ist es jetzt ein ganz wichtiger Moment – wir 
wissen alle, dass 2019 die nächsten Wahlen zum 
Europäischen Parlament stattfinden –, dafür zu 
kämpfen, sich einzusetzen und deutlich zu machen: 
Worum geht es? Und heute konstituiert sich in Berlin 
der neue Bundestag. Ich denke, das ist auch eine 
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ganz interessante und neue Erfahrung, wie denn 
nun die neue Konstitution im Bundestag und dann 
möglicherweise mit der neuen Koalitionsregierung 
auf die ganze europäische Debatte reagieren wird. 
Sie hat ja im Wahlkampf zum Bundestag so gut wie 
keine Rolle gespielt, aber jetzt kommt es natürlich 
mit auf die Tagesordnung.

Ich glaube, wir müssen wirklich die nächsten Monate 
intensiv dafür nutzen, uns für diese Prioritäten einzu-
setzen, die Sie angesprochen haben. Und ich muss 
sagen: Ich war bei der Rede von Jean-Claude Jun-
cker eigentlich überrascht, wie sehr er sich zu der 
sozialen Dimension geäußert hat. Meiner Meinung 
nach war das nicht absehbar, aber es ist natürlich 
wirklich die große Frage, ob die Mitgliedstaaten ihm 
folgen. Aber ich finde, Juncker hat sehr deutlich ge-
macht, dass für ihn das soziale Europa eine wichtige 
Priorität ist.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Prof. Davis, bitte.

SV Prof. James W. Davis, Ph. D. (Universität St. 
Gallen): Herr Pfaffmann, ich verstehe Ihren Frust, 
aber verstehen Sie bitte auch meinen. Ich wurde 
hier eingeladen, um fünf Szenarien zu kommentie-
ren, und nicht, um meine Vorstellung von der besten 
Zukunft Europas darzustellen. Also, insofern verlan-
gen Sie von mir etwas, worauf ich nicht vorbereitet 
bin, denn das entspricht nicht der Einladung, die ich 
erhalten habe.

Aber ich versuche einfach, Ihnen eine Antwort auf 
der Basis dessen zu geben, was ich geliefert habe, 
und das ist: Die Kommission stellt ein paar Trends 
dar, und die sind, glaube ich, unbestritten. Der Anteil 
der Weltbevölkerung, welche aus Europa kommt, 
schrumpft. Europas Bruttosozialprodukt als Teil der 
Weltwirtschaft schrumpft. Das heißt, dass die Be-
deutung Europas auch als Vereintes Europa, als 
Player, in Relation zu anderen Akteuren schrumpft.

Gleichzeitig werden die Werte, worauf dieses Euro-
pa aufgebaut ist, von aufsteigenden Mächten in 
Frage gestellt. Ich glaube, das sind die Trends, das 
ist für mich eigentlich ein Szenario. Und dann gibt es 
fünf Antworten, und die sind dann alle sehr undiffe-
renziert: einfach entweder mehr oder weniger, zwei 
Geschwindigkeiten, über allen Politikfeldern – als 
müsste ich über allen Politikfeldern entweder mehr 
haben oder weniger oder verschiedene Geschwin-
digkeiten.

Ich kann viel differenziertere Antworten geben. Wel-
che Fragen sollen wir beantworten? Ich glaube, Eu-

ropa muss für sich beantworten: Wollen wir uns auf 
uns besinnen? Wir werden einfach eine Insel und 
machen unser Projekt hier und vergessen, dass 
draußen große Verschiebungen stattfinden. Oder 
müssen wir gleichzeitig sagen: Um eben das zu ge-
stalten, was wir hier gestalten wollen, müssen wir 
auch diese Welt gestalten. Das heißt, es ist eine 
ordnungspolitische Aufgabe Europas, wofür Europa 
auch Partner und auch die notwendigen Instrumen-
tarien braucht.

Das ist die große Frage für mich. Entweder wir be-
sinnen uns auf uns, machen so etwas Kleines und 
hoffen, dass draußen alles okay ist und das noch er-
laubt, oder wir sagen, dass wir draußen mitgestalten 
müssen. Um das zu machen, brauchen wir ein ganz 
anderes Mind-Set. Jetzt ist die Frage: Welches Eu-
ropa wollen wir, in welche Richtung wollen wir 
gehen? Erst müssen wir unsere Mitbürgerinnen und 
Mitbürger fragen. Ask the people! Also, es ist nicht 
eine Aufgabe von uns hier, sondern es ist das, was 
die Menschen wollen. Und dann frage ich mich, wel-
che Instrumente bzw. welche Institutionen am bes-
ten geeignet sind, um diese Frage zu stellen und 
eine adäquate Antwort zu bekommen.

Und dann bin ich bei der Kollegin, die die Kommu-
nen vertritt. Ich will ein föderatives System mit vielen 
Ebenen, mit unterschiedlichen Aufgaben, mit unter-
schiedlichen Verantwortungen, sodass ich so nah 
wie möglich am Volk bin. Die Antwort darf nicht ein-
fach aus kleinsten Kreisen in Brüssel kommen, die 
Antwort muss breit gestützt werden.

Gerechtigkeit – natürlich, aber: What the hell ist Ge-
rechtigkeit? Ich meine, wenn wir diese Frage beant-
worten könnten, hätten wir schon alles gelöst. Man 
kann das abstrakt diskutieren – und ich mache hier 
einen Bogen dazu, warum ich der Meinung bin, wir 
müssen die Kommunen so weit wie möglich berück-
sichtigen – oder wir können die Frage ganz konkret 
für einen Arbeiter in irgendeinem Dorf in Deutsch-
land stellen. Und der sagt sich: Ja, Gerechtigkeit!, 
ich bekomme weniger Lohn für mehr Stunden, mein 
Rentenanspruch ist weniger als der von denjenigen, 
für die ich jetzt bezahlen soll durch irgendwelche 
Transferleistungen und irgendwelche Gerechtig-
keitsprinzipien, weil denen geht es jetzt schlecht.

So stellt sich diese Gerechtigkeitsfrage. Und solan-
ge wir nicht in der Lage sind, zu beantworten, 
warum diese Person jetzt von seinem geringen Lohn 
Bail-Outs irgendwo anders machen soll, ob für Ban-
ken oder auch Arbeiter sonst wo, kann man kein ge-
meinsames Europa aufbauen, welches gewappnet 
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ist für diese ganz große Frage "Insel Europa oder 
Teil einer Weltordnung?". Also, that’s where I am.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Herr Prof. Davis. – Herr Dreute, bitte.

SV Oliver Dreute (EPSC Brüssel): Vielen Dank. – 
Vielen Dank, Herr Pfaffmann, für die Frage. Nehmen 
Sie einfach einmal Europa als Synonym für Politik. 
Es wird ja immer gesagt: Europa soll dieses oder 
jenes oder eben nicht machen! Natürlich ist Europa 
die Verlängerung von nationalen politischen Debat-
ten in den Mitgliedstaaten.

Was die fünf Szenarien tun? – Sie zeigen natürlich 
keine inhaltlichen Visionen für Politik auf, sondern 
sie sind technische Möglichkeiten, was man machen 
kann. Wenn Sie sich bei der Frage, was Europa poli-
tisch leisten soll, orientieren wollen, dann ist es na-
türlich eine politische Aussage. Und die hat der 
Kommissionspräsident in seiner Rede getätigt. Er 
hat gesagt: Natürlich, wir wollen ein Europa der 
Werte. Und dann kann man die verschiedenen 
Dinge, die in diesen Szenarien als Wege benannt 
sind, auch nutzen.

Natürlich sagt der Kommissionspräsident auch: Ich 
will ein Europa der Gleichberechtigung!, der Gleich-
berechtigung der Mitgliedstaaten, also dass die Mit-
gliedstaaten die gleichen Rechte haben, aber auch 
die gleichen Pflichten, dass also nicht der eine sagt: 
Ich will keine Flüchtlinge bei mir, die anderen sollen 
sie alle nehmen, und der eine soll zahlen und der 
andere soll nichts bekommen.

Es geht um gleiche Rechte und gleiche Pflichten, 
und das gilt für die Mitgliedstaaten wie auch für die 
Bürger. Wir können von Europa nicht mehr erwarten, 
als die eigene Regierung bereit ist, in Europa zu tun. 
Deswegen ist eine der wichtigsten Übungen der letz-
ten Monate gewesen, dem Europäischen Rat mehr 
Gemeinsinn und Gemeinschaftssinn nahezubringen, 
dass es eben nicht um ein Gegeneinander geht, 
sondern dass die mitgliedstaatlichen Regierungen 
gemeinsame Lösungen für gemeinsame Probleme 
suchen müssen, dass die Flüchtlingskrise ein Pro-
blem für alle Mitgliedstaaten ist, dass eine Vertiefung 
der Wirtschafts- und Währungsunion auch die Nicht-
Euro-Staaten betrifft.

Und wenn Sie das dann rechtlich auf die weiteren 
Dinge, die Sie genannt haben  – gleiche Rechte für 
alle Bürger – umlegen, geht es in Europa auch um 
simple Dinge wie gleichen Zugang zu Impfstoffen, 
dass in allen Mitgliedstaaten Kinder geimpft werden 
können, dass sie überhaupt einen Zugang dazu 
haben. Der gleiche Lohn für gleiche Arbeit: Da geht 
es sicherlich um die Frage, was denn "gleich" ist. 

Was definiere ich als "gleich"? Das ist eine ökonomi-
sche Frage und eine politische Frage, das ist eine 
politische Diskussion, die es ja auch in jedem Mit-
gliedstaat gibt. Auch in Deutschland ist der Mindest-
lohn nicht vom Himmel gefallen, sondern es gab 
wüste Diskussionen über die Frage, wo denn dieser 
nun anzusetzen sei.

Dass Europa gleiche Rechte für Verbraucher schafft, 
ist völlig normal. Da wird keiner von Ihnen sagen: 
Natürlich!, aber es ist in Europa immer noch nicht 
klar, dass, wenn ich Nutella in Deutschland kaufe, 
das Gleiche drin ist, als wenn ich Nutella in Tsche-
chien kaufe. Darf das so sein? Ist das ein Europa, 
das wir für richtig halten für ein Europa der gleichen 
Bürger?

Die Rechtsstaatlichkeit in Europa ist für uns alle völ-
lig klar, aber natürlich nur, wenn wir immer auf unser 
eigenes Land schauen. Rechtsstaatlichkeit in Euro-
pa ist, wenn Sie in andere Mitgliedstaaten weiter 
östlich schauen, ein großes Problem. Das ist keine 
Frage von Subsidiarität, da geht es um die Kernprin-
zipien Europas. Genauso ist es bei der Umsetzung 
und dem Respekt vor Urteilen des Gerichtshofs. Es 
ist in einer Gemeinschaft ein Unding, wenn es Re-
gierungschefs gibt, die sagen: Urteile interessieren 
mich nicht! Ich will keine Flüchtlinge!

Dann sind Sie wieder bei der Frage: Welches Sze-
nario nehmen Sie? Ist Europa bereit, mit Mehrheits-
entscheidungen Dinge zu entscheiden? Ist eine Re-
gierung bereit, sich in wichtigen Fragen 
überstimmen zu lassen und das auch ihren Bürgern 
zu vermitteln und zu sagen: Jawohl, das ist richtig im 
Sinne eines gemeinschaftlichen Europas!? Dann 
kann Europa weiter voranschreiten. Wenn dieser ge-
meinschaftliche Wert, dieser Konsens erreicht ist: 
Jawohl, es ist an einem Punkt möglich, dass ich 
mich nicht durchsetze und nicht zuhause sage, das 
ist alles Mist, was da jetzt passiert, denn ich habe 
das nicht gewollt!, wenn diese Solidarität da ist, 
dann kann Europa, egal, auf welchem dieser Wege, 
weiter voranschreiten. – Danke.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Ich habe jetzt – es ist 15.04 Uhr – noch vier 
Wortmeldungen. Ich würde jetzt zwei zusammenfas-
sen. Ist das so in Ordnung? – Dann ist der Nächste 
mein Stellvertreter, Herr Rosenthal. Bitte.

Abg. Georg Rosenthal (SPD): Ich möchte noch-
mals auf einen Punkt zu sprechen kommen, etwas, 
was schon etwas länger her ist und von Herrn Fuest 
in die Debatte geworfen worden ist: Da ging es um 
die Währungsunion. Und ein Prinzip, das er da ge-
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nannt hat, ist "Wer bestellt, bezahlt", und er hat das 
als ein stringentes ökonomisches Prinzip dargestellt.

Unter dem Aspekt Industriepolitik hat er Skeptizis-
mus in dem Zusammenhang erwähnt, wo Politik 
glaubt, industriepolitische Dinge umsetzen zu kön-
nen, und dann seine Heimat mit Hamm-Uentrop er-
wähnt, noch einmal als Beispiel untermauert.

Ich finde es ganz interessant, wann Politik sozusa-
gen verantwortlich gemacht wird, wann Skeptizis-
mus da ist und wann die Brüche da sind. Wenn ich 
mir die Währungsunion und die Folgen dieser Wäh-
rungsunion anschaue, dann frage ich mich, ob das 
Prinzip "Wer bestellt, bezahlt" dort tatsächlich einge-
halten worden ist. Und das waren zuerst keine politi-
schen Prozesse.

Ich denke, auch bei der Erfolgsgeschichte Binnen-
markt hat nicht das Prinzip, die Rahmenbedingun-
gen zu schleifen, Schaden genommen, sondern der 
Kern Europas war, eine gemeinsame gesellschaftli-
che Vereinbarung zu treffen. Der Kern Europas war 
im Prinzip auch, Disparitäten, die da sind, so auszu-
gleichen, dass die Arbeits- und Lebensbedingungen 
für die Menschen sich, sagen wir einmal, auf einer 
mittleren Zukunftsperspektive angleichen.

Dass also ordnungspolitische Rahmenbedingungen, 
die wir in der Bundesrepublik Deutschland mit der 
sozialen Flagge der Marktwirtschaft sehr oft hoch-
halten, dann auf der europäischen Ebene nicht gel-
ten sollen, überzeugt mich überhaupt nicht. Und da 
ist das Thema Mindestlohn eigentlich auch ein sehr 
schlechtes Beispiel. Da möchte ich nochmals auf 
meinen Vorredner zu sprechen kommen. Es war ein 
gesellschaftlicher Konflikt, es war eine gesellschaftli-
che Debatte über zehn Jahre. Das ist nicht von der 
Politik verordnet worden, auch wenn ich ab und zu 
im Bayerischen Landtag bei der Debatte den Ein-
druck habe, dass ich diesen Sätzen wieder begeg-
ne, sondern es war ein gesellschaftliches Ringen, 
weil man im Prinzip die Disparitäten in den Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Menschen nicht weiter 
auseinanderdriften lassen wollte.

Wenn wir uns über Europa Gedanken machen, dann 
machen wir uns auch Sorgen um Europa, weil die 
Menschen in ihren Vorstellungen von den Arbeits- 
und Lebensbedingungen nicht mehr die Kernaufga-
be Europas erkennen können. Ich glaube, das ist 
eine der zentralen Fragestellungen, warum uns die 
Emotion, die Empathie zum Thema Europa ein 
Stück weit abhanden gekommen ist. Ich habe bei 
diesen ökonomischen Bedingungen vermisst, dass 
auch gesellschaftliche Bedingungen Eingang fin-

den – das schadet nicht der Ökonomie – und auch 
soziologische Bedingungen aufgenommen werden. 
So habe zumindest ich Ökonomie immer gesehen 
und auch vorgestellt bekommen in meinem Studium.

Das springt mir zu kurz, Herr Fuest. Vielleicht habe 
ich Sie falsch verstanden, deshalb richte ich die Ant-
wort direkt an Sie. Die Frage ist eben, ob diese Prin-
zipien – gleiche Rechte, Rechtsstaat, Prinzipien der 
Lebensbedingungen – nicht den Kern Europas und 
die Fundamentals Europas berühren und ob wir an 
diesem Haus vielleicht noch bauen sollten und das 
Ökonomische vielleicht einmal ein bisschen zurück-
drängen sollten bei dem Thema Europa.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Frau Stachowitz, bitte.

Abg. Diana Stachowitz (SPD): Da von Herrn Ro-
senthal die Arbeitnehmerfragen angesprochen wur-
den, gehe ich nochmals darauf zurück, was wir alles 
zurückverlagern können. Wie viel Nationalität kön-
nen wir uns denn wirklich für die Zukunft überhaupt 
leisten, wenn wir die Demokratie noch "behalten" 
wollen? Wir wissen alle: Die nationalistischen Ten-
denzen führen in der Regel dazu, dass wir autoritäre 
Strukturen haben und damit eigentlich die Demokra-
tie gefährden.

Deswegen hier nochmals meine Frage, welche Vor-
schläge denn da sind. Wir haben ja hier aus dem 
Bayerischen Parlament viele Fragen gestellt: Wo 
profitieren wir? Was bekommen wir? Aber ich möch-
te auch fragen: Was können wir tun, damit wir wei-
terhin ein Europa sein können, in dem wir ein Mitein-
ander leben und in der ökonomischen Welt 
überhaupt noch ein Gegengewicht zu gewissen Ten-
denzen darstellen?

Das hat Herr Fuest ja dargestellt. China ist, habe ich 
jetzt von Ihnen verstanden, nicht unser Vorbild in der 
Frage, wie wir ökonomisch vorgehen, sondern wenn 
wir einsteigen und, wie Herr Davis sagt, die "große 
Welt" sehen und uns als einen Player in der großen 
Welt sehen und nicht als eine kleine Insel, die dann 
auch irgendwann scheitern wird, wenn sie sich mit 
der großen Welt nicht beschäftigt: Was müssten wir 
denn Ihrer Meinung nach hier im Bayerischen Parla-
ment tun, damit es uns wirtschaftlich weiterhin so 
gut geht mit einem Europa?

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Die Fragen waren beide an Herrn Fuest 
gerichtet. Dann beginnen wir also mit Prof. Fuest.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Vielen Dank. – Ich bin ganz Ihrer Mei-
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nung, Herr Rosenthal, und ich glaube, das war auch 
der Punkt von Herrn Pfaffmann, dass, wenn man 
fragt: Was interessiert die Menschen eigentlich?, es 
in der Tat solche Fragen sind wie "Kriege ich einen 
gerechten Lohn? Wofür brauche ich eigentlich die-
ses Europa, wenn es dazu führt, dass ich nur den 
Eindruck habe, ich werde immer mehr unter Druck 
gesetzt?" Die Menschen mögen auch nicht Wettbe-
werb. Das ist ja auch kein Selbstzweck, niemand 
mag das, sondern man hofft ja, dass man dann 
eben besser versorgt wird, dass der Wohlstand zu-
nimmt usw.

Ich denke, dass die Politik auch das Recht und die 
Pflicht hat, das zu definieren: In welche Richtung 
steuern wir denn Europa? Wollen wir in Europa eher 
einen Raum haben, in dem wir den Wettbewerb sehr 
stark in den Vordergrund stellen, vielleicht noch stär-
ker als heute, um dann bestimmte Dinge vielleicht 
besonders effizient zu tun? Oder ist das ein Raum, 
den wir uns vorstellen, in dem wir versuchen, Unter-
schiede stärker abzubauen, als es etwa die USA 
tun? Ich glaube nicht, dass man sagen kann, das 
eine ist ökonomisch und das andere ist nicht ökono-
misch, sondern das ist zunächst eine politische Ent-
scheidung. Ich glaube, das ökonomische Problem 
entsteht dann, wenn wir uns fragen: Wie kommen 
wir denn da hin?

Nehmen wir einmal an, wir wollten in Europa einen 
Raum haben, in dem jedermann Zugang zu einem 
vernünftigen Lebensstandard hat und, wie wir in 
Deutschland sagen, in gewisser Menschenwürde 
leben kann, also Zugang zu Gesundheit usw. hat. 
Wie kriegen wir das hin? Und da warne ich davor, 
Instrumente wie etwa einen flächendeckenden Min-
destlohn oder sehr starken Kündigungsschutz zu 
verwenden. Warum warne ich davor? Weil meine 
Sorge eben ist, dass man, wenn man das übertreibt, 
dann in eine Situation kommt, in der zwar die Ar-
beitsplätze, die wir haben, wunderbar geschützt 
sind, aber auch eine Situation, in der eben in den 
schwachen Staaten nur noch wenige Arbeitsplätze 
da sind.

Es gibt ja andere Möglichkeiten, diese Ziele zu errei-
chen, und ich denke, diese Debatte muss man füh-
ren. Das dänische Prinzip etwa lautet: Wir schützen 
keine Jobs – es gibt also keinen großen Kündi-
gungsschutz –, sondern wir schützen Personen. Ja, 
der Arbeitsmarkt ist flexibel, wir brauchen Anpas-
sung, und wir schauen auch, dass die Menschen gut 
abgesichert sind, aber sie können nicht notwendi-
gerweise an dem Arbeitsplatz bleiben, an dem sie 
gerade sind. Das heißt, wir verlangen nicht von den 
Unternehmen, Schocks aufzufangen, denn die kön-
nen das teilweise ja auch gar nicht, sondern wir ver-

lagern das eben mehr in die sozialen Sicherungs-
systeme.

Das ist die Idee "Flexicurity". Ist das die Zukunft von 
Europa? Ich fürchte, wir müssen in diese Richtung 
gehen, denn wer den Wechselkurs aufgibt, der muss 
flexibler werden.

Die Briten haben einen viel flexibleren Arbeitsmarkt 
als wir, könnten sich aber eigentlich einen viel weni-
ger flexiblen leisten, weil sie einen Wechselkurs 
haben. In dem Fall geht es nicht darum, ob einem 
das politisch gefällt, sondern das sind einfach öko-
nomische Gesetze, die die Politik auch nicht verän-
dern kann. Ich glaube, dieses Verhältnis ist wichtig. 
Die Politik muss Ziele setzen, und es kann, wie in 
Deutschland, entschieden werden, dass man einen 
sehr starken Ausgleich will. Da müssen wir aller-
dings Instrumente verwenden, die dann auch dazu 
führen, dass diese Ziele erreicht werden. Und ich 
glaube, da sind eben verschiedene Instrumente un-
terschiedlich effektiv.

Das gilt auch für den Ausgleich der Lebensverhält-
nisse im öffentlichen Sektor. Wir können in Europa 
viel größere Transfers einführen, wenn die Politik 
das entscheidet. Da kann man auch nicht sagen: 
Das ist jetzt ökonomisch nicht richtig! Wie denn? 
Man muss dann aber auch die Konsequenzen 
sehen. Dann muss man sich eben vor die Bürger 
stellen und sagen: Wenn wir in Rumänien gleiche 
Ausstattung mit Schulen, mit öffentlichen Leistungen 
wie bei uns haben wollen, oder auch nur eine Annä-
herung, müssen wir die Mehrwertsteuer, die Einkom-
mensteuer oder andere Steuern erhöhen.

Das passiert mir zu wenig. Meine Sorge ist, dass da 
viel versprochen wird, aber dann hat man Angst 
davor, sich zuhause hinzustellen und zu sagen: 
Leute, wenn ihr wollt, dass diese Auseinanderent-
wicklung aufhört, dann müsst ihr es halt auch bezah-
len!

Und der letzte Punkt: Ich glaube, wir haben keine 
Forschung, die sagt, dass Deutschland mehr als an-
dere von der EU oder von der Währungsunion profi-
tiert hätte. Das wird aus dem Ausland gerne so be-
hauptet, um zu rechtfertigen, dass die Deutschen 
Transfers zahlen müssen, aber es ist nicht belegbar. 
Auch das Gegenteil ist nicht belegbar, denn wir 
haben keine Forschung, die sagt, wir hätten stärker 
von der Euro-Zone profitiert als andere Länder. Das 
ist einfach nicht richtig. Ein simples Beispiel: Neh-
men Sie z.B. das Pro-Kopf-Einkommen als Maß-
stab. Um wie viel ist das Pro-Kopf-Einkommen seit 
der Einführung des Euro gestiegen? Da liegen wir 
nicht vorne.
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Es ist auch kein sinnvolles Maß, denn Sie müssten 
eigentlich fragen, wie wir uns ohne Währungsunion 
entwickelt hätten. Das wissen wir aber gar nicht. Es 
gibt eine gewisse Forschung dazu, und ich kann 
Ihnen versichern, das Ergebnis dieser Forschung ist 
nicht, dass Deutschland mehr als andere profitiert 
hat. Das Ergebnis ist auch nicht, wir hätten da unbe-
dingt schlecht abgeschnitten. Ich will Sie nur dafür 
sensibilisieren, dass das eher ein, sagen wir einmal, 
politisches Kampf-Argument ist. Es gibt keine seriö-
se Forschung, die dieses Argument untermauert.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Herr Prof. Fuest. – Herr Prof. Davis, bitte.

SV Prof. James W. Davis, Ph. D. (Universität St. 
Gallen): Ich möchte beiden Rednern antworten.

Herr Rosenthal, Sie meinten, die Wählerinnen und 
Wähler wollen von Europa etwas wie – vielleicht ziti-
ere ich nicht ganz korrekt – ein deutsches Sozialsys-
tem oder ein soziales Marktwirtschaftssystem. Ich 
nenne jetzt nur ein paar Daten. Das ist die letzte 
große Umfrage zu Europa, von 29. September bis 
03. Oktober, und nach der Rede Macrons.

Wenn man Europäer fragt, ob die Sozialsysteme in 
den Mitgliedstaaten der EU schrittweise angeglichen 
werden, sagen nur 18 %, dass sie so etwas voll und 
ganz befürworten. Wenn man sagt: tendenziell, 
dann steigt das bis auf knapp 50 %. Das heißt, dass 
50 % der Bürgerinnen und Bürger Europas eine 
ganz andere Idee haben oder noch nicht davon 
überzeugt sind. Und ich glaube, dass es das ist, 
womit wir zu kämpfen haben. Wir haben nicht ein 
gemeinsames Projekt in Europa, und das ist genau 
das, was dann Europa zum Scheitern bringt, wenn 
man versucht, etwas aufzuoktroyieren.

Wenn wir dann differenzierter an die Wählerschaft 
gehen, etwa, bei welchen Themen die EU-Länder 
verstärkt an gemeinsamen europäischen Lösungen 
arbeiten sollen, sieht man, dass es da eine ganz 
starke Befürwortung einer gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik und des Klimaschutzes gibt. 
Da ist man bei 60 %. Wenn man aber dann Fragen 
bezüglich Energie, Lebensmittelsicherheit, Bildung 
und Jugend stellt, geht es unter 50 %. Und bei The-
men wie Beschäftigung und Sozialpolitik sind es nur 
30 % der Bevölkerung, die der Meinung sind, dass 
wir hier verstärkt gemeinsam arbeiten sollen.

Insofern sage ich, wir können behaupten, was wir 
wollen, aber fragen wir einfach – das ist mein Plädo-
yer –, fragen wir die Leute, was sie wollen!

Man kann ja diese Umfrage vielleicht mit anderen 
vergleichen, aber es ist einfach nicht so, dass ein 
Konsens herrscht, dass ganz Europa so ausschau-
en will wie Deutschland.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke. – 
Frau Bischoff, bitte.

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Wir sind ja 
hier wirklich bei der Kernfrage. Wenn wir uns überle-
gen: Dieses Projekt ist aus Trümmern mit einem 
sehr, sehr großen Versprechen gestartet, nämlich 
Frieden und Wohlstand für alle. Das war damals vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen ein extrem großes 
Versprechen. Wenn wir uns ansehen, was denn im 
Moment das Leitbild ist, erkennen wir, da herrscht 
große Ratlosigkeit. Ich will Ihnen nicht zu nahe tre-
ten, aber ich möchte sagen, eine Europäische 
Union, die im Wesentlichen von Ökonomen und 
Buchhaltern dominiert wird, und nicht politisch, kann 
nicht funktionieren. Man braucht die Kompetenz der 
Ökonomen und der Buchhalter, aber wenn sie die 
Politik bestimmen, dann haben wir ein großes Pro-
blem. Und das sieht man jetzt inzwischen auch, weil 
die politischen Folgekosten von bestimmten Wegen, 
die ökonomisch vielleicht aus dem eigenen Weltbild 
und dem Ansatz, den man verfolgt, richtig sind – das 
will ich ihnen gar nicht absprechen – gravierend 
sind.

Deshalb ist es kein Zufall, glaube ich, dass wir wie-
der in so eine Wertedebatte kommen: Welche Werte 
machen die Europäische Union aus, und was be-
deutet unter modernen Bedingungen eine soziale 
Marktwirtschaft in Europa? Und da geht es eben 
nicht um einheitliche Standards, sondern die Euro-
päische Union hat immer damit operiert, so etwas 
wie soziale Haltelinien einzuziehen, und zwar von 
Beginn an, seit den Römischen Verträgen, wo man 
Mindeststandards festgelegt und gesagt hat, die 
Systeme sind ganz unterschiedlich. Wir müssen nur 
einsehen, dass es keinen Wettbewerb nach unten 
gibt, sondern dass diese Haltelinien auf so einem Ni-
veau sind, dass wir sagen, das müssen alle garan-
tieren, und darüber sollen sie bitte auch hinausge-
hen, wenn sie es ökonomisch, politisch usw. wollen.

In dem Moment, wo diese Haltelinien nicht mehr 
funktionieren, weil man sich nicht mehr auf die Hal-
telinien mit 27 verständigen kann, hat man ein Pro-
blem. Und das ist ja auch der Ansatz gewesen, wie 
ich glaube, eher aus Verzweiflung und weil man 
sieht, die Kommission kann sich gar nicht mehr trau-
en, so eine Säule sozialer Rechte vorzuschlagen. 
Das ist quasi ein atypischer Akt, wo das zusammen-
gefasst wird, was man an gemeinsamem Besitz-
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stand hat, und wo man die Mitgliedstaaten verpflich-
ten will, dass sie sich selbst verpflichten, in den 
Bereichen, wo z.B. keine europäischen Kompeten-
zen sind, für bestimmte Haltelinien zu sorgen, damit 
es nicht weiter erodiert.

Und die Frage wird jetzt sein: Werden die Mitglied-
staaten sich dazu auch verpflichten, und zwar alle, 
und wird es nicht nur Herr Tusk unterschreiben, son-
dern auch die Mitgliedstaaten? Denn das ist auch in 
dieser Debatte heute Nachmittag sehr deutlich ge-
worden.

Es gibt im Europäischen Parlament einen Konsens, 
was die wichtigsten nächsten Schritte sind, und zwar 
zwischen allen Parteien dort, die in dem – das habe 
ich schon gesagt – demokratischen, politischen 
Spektrum sind und deren Ziel es ist, Lösungen an-
zubieten und nicht einfach nur bestimmte Stimmun-
gen zu nutzen. Und es gibt eben keinen Konsens in 
der Gruppe der Mitgliedstaaten, und hier liegt im 
Moment das Problem.

Deshalb glaube ich, dass es wichtig ist, sich auf be-
stimmte Projekte, die man starten kann, zu besin-
nen. Für mich ist Europa eigentlich nur zu retten, 
wenn man es schafft, breite Debatten darüber zu ini-
tiieren, und zwar auf kommunaler Ebene. Es hilft si-
cher, wenn man Experten einlädt, um sich über be-
stimmte Fragen Klarheit zu verschaffen, aber wenn 
wir es nicht schaffen, die Debatten über die Zukunft 
Europas mit den Bürgern, und zwar orientiert an 
ihren Lebenslagen, ihren Problemen, an dem, was 
sie beschäftigt, zu führen, wenn wir das nicht mehr 
schaffen, verlieren wir sukzessive immer weiter an 
Unterstützung, weil es eben bestimmte populistische 
und nationalistische Parteien gibt, die genau das für 
sich instrumentalisieren. Die bieten keine Lösungen 
an, aber sie versuchen, das abzuschöpfen. Und 
deshalb ist es wichtig, so einen Konsens über die 
Grundfragen und die Grundrichtung herzustellen, 
und das aus meiner Sicht nicht auf nationaler 
Ebene, noch nicht einmal auf Landesebene, son-
dern wirklich ganz nahe bei den Menschen, nämlich 
auf kommunaler Ebene.

Und es wäre doch wunderbar, wenn so ein Landtag 
in eine solche Richtung Anregung, Inspiration und 
Unterstützung geben kann, damit man solche De-
batten dann auch tatsächlich führt.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Jetzt haben wir noch zwei Wortmeldungen, 
die ich zunächst zusammenfasse. Als Erster Herr 
Mistol, bitte.

Abg. Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Vorsitzender! 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Bischoff, Sie haben 

mir gerade so richtig aus dem Herzen gesprochen. 
Wir hatten ja vor einiger Zeit und immer wieder ein-
mal im Ausschuss auch über unsere Rolle hier als 
Europaausschuss im Bayerischen Landtag gespro-
chen und dass wir eigentlich diejenigen wären, die 
ich in der Rolle sehen würde, diese breiten Debatten 
über die Zukunft Europas auch mit den Bürgerinnen 
und Bürgern vor Ort zu führen oder zumindest die 
Debatten anzustoßen. Das ist ganz in meinem 
Sinne.

Ich möchte dazu auch noch kurz etwas sagen. Wir 
haben die Währungsunion, und ich persönlich kann 
mir nicht vorstellen, dass man eine Währungsunion 
hat und nicht gleichzeitig auch für soziale Standards 
sorgt und bei der sozialen Sicherheit mehr EU 
haben kann. Ich kann mir nicht vorstellen, dass es 
anders gehen würde, aber das jetzt nur so als Anre-
gung.

Ich habe eigentlich eine ganz andere Frage, und 
zwar an die Frau Poth-Mögele, Stichwort Europa der 
Regionen. Wir haben ja die Situation, dass die Re-
gionen in Europa sehr unterschiedlich definiert sind: 
Es gibt große, kleine, mit unterschiedlichsten Kom-
petenzen. Wir haben Regionen, die richtige Europa-
Fans sind, wenn ich das so sagen kann. Ich habe 
zum Beispiel in Südtirol sehr viele Europa-Freunde 
gefunden, die durch die Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Union auch ihren Frieden in ihrem Natio-
nalstaat gefunden haben. Gleichzeitig haben wir Re-
gionen, wo es genau anders ist; ich nenne jetzt 
einmal Katalonien.

Wenn wir jetzt sagen, wir wollen einerseits mehr EU 
und definieren irgendwann, in welchen Bereichen 
wir das wollen, und gleichzeitig wollen wir aber auch 
Zuständigkeiten und Kompetenzen rückverlagern 
auf die nationale Ebene oder auch auf die regionale 
Ebene: Wie schaffen wir das? Da sind ja auch die 
Nationalstaaten noch irgendwie dazwischen. Wie 
kriegen wir das hin? Oder wie können wir in Europa 
oder in der Europäischen Union mit so einem Kon-
flikt wie in Katalonien umgehen? Überlassen wir das 
dem Nationalstaat? Oder soll sich die Europäische 
Union einmischen, und wenn, dann wie?

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke, Herr 
Mistol. – Frau Schmidt, bitte.

Abg. Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Sehr geehr-
ter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich fange jetzt von hinten an. Herr Fuest, Sie 
haben gerade gesagt: Wozu brauchen wir Europa, 
um wirtschaftlich stark dazustehen? Ich möchte be-
tonen, das Fundament Europas sind die Bürger, und 
die Räume mit verschieden dicken Bettdecken darin 

Anhörung
66. BU 24.10.2017

Bayerischer Landtag • 17. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht 

autorisiert

37

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000386.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000426.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000386.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000437.html


sind eben die Länder. Es hat also nicht jeder in sei-
nem Raum denselben Komfort, aber das Dach wol-
len wir doch als Europa gebildet haben. Und das 
Dach ist doch da!

Erstens galt es, Frieden und Humanität zu schaffen. 
Wenn wir aber ständig am Fundament rücken und 
das Fundament in Frage stellen, und der eine möch-
te sein Zimmer wieder entnehmen: Wie stabil bleibt 
dann das Dach? Da wäre die Frage: Wie gehen wir 
mit denen um, bei denen Nehmen seliger denn 
Geben ist? Das muss man auch einmal ganz ehrlich 
sagen.

Wir haben in Pommern jeden Monat Tausende von 
Menschen, die pro Europa auf die Straße gehen. 
Wir haben im Baskenland eine starke europäische 
Bewegung, durch die ja erst der Frieden entstanden 
ist, durch dieses Pro-Europa wurde der Unfrieden im 
Land geklärt. Wir haben über den Verband der Kom-
munen Partnerschaften und Verknüpfungen in viel-
fältigster Weise, wo sich Menschen begegnen, und 
denen ist in erst in zweiter Linie wichtig, wie all die 
Details, die wir jetzt besprochen haben, aussehen.

Wenn wir so weitermachen, dass die einen nicht ge-
ahndet werden für ihre Abrissgedanken und Nur-
das-Beste-zu-nutzen-Gedanken, bin ich wieder beim 
Bericht des Flüchtlingskommissars, der gesagt hat: 
Na ja, manche halten sich halt nicht daran. Was wol-
len wir denn tun? – Wie gehen wir denn dann mit 
unseren Zukunftsvisionen um? Müssten die dann 
nicht das Fundament des Ganzen sein?

Wir haben jetzt sechs Szenarien. Welches der Sze-
narien propagieren Sie? Welche Punkte müssten 
noch aufgenommen werden? Und eine weitere 
Frage: Wäre es denn manchmal nicht besser, das 
näher und verständlicher an die Menschen heranzu-
bringen, weil die Menschen die Rolle der Kommis-
sion als Ganzes oft gar nicht verstehen können, son-
dern mehr das Parlament verstehen und vielleicht 
noch andere "Werkzeuge"? Welches dieser Szenari-
en möchten Sie als großes Leitbild haben?

Herr Prof. Davis, Sie haben es ganz am Anfang ge-
sagt: Bitte versprechen wir doch einmal etwas, was 
wir wirklich halten können. Welche drei Versprechen 
oder welche drei Zusagen müssten wir denn als Ers-
tes erfüllen für Europa? Ich war gerade mit einer 
Schülergruppe einer Europa-Schule da. Wir müssen 
doch einmal auch praktisch werden, denn die Schü-
ler haben mir vorhin gesagt, sie verstehen nicht, wo-
rüber wir sprechen. Die fragen sich wirklich, warum 
manche Länder etwas dürfen, was andere nicht dür-
fen, und warum wir keine Angst davor haben, dass 

der Frieden gefährdet ist, warum es denn immer um 
Geld geht und warum wir nicht über mehr Humanität 
in Europa sprechen.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Jetzt würde ich für die abschließende 
Runde sagen, dass jeder der Sachverständigen viel-
leicht kurz antwortet. Fangen wir einfach mit den 
Damen ganz außen an. Als Erste Frau Poth-Mögele, 
bitte.

SVe Dr. Angelika Poth-Mögele (CEMR Brüssel): 
Herr Mistol, vielen Dank für die Frage nach dem Eu-
ropa der Regionen, natürlich mit Bezug auf die aktu-
elle Situation in Spanien. Wir haben vor zehn Tagen 
in Brüssel eine Veranstaltung zu diesem Thema ge-
macht. Und was ich eigentlich gut fand – das war so 
ein Fazit –, was da herausgekommen ist, war: Euro-
pa mit den Regionen. Ein Europa derRegionen 
haben wir ja schon einmal versucht, da sind wir nicht 
so weit gekommen. Es ist aber auf jeden Fall wich-
tig, die Regionen als starke Träger der gemeinsa-
men Europäischen Union zu sehen.

Ich finde es auch immer beeindruckend: Unser jetzi-
ger Präsident ist Präsident der Region Emilia Ro-
magna und ist ein feuriger Europäer, wie viele unse-
rer Mitglieder auch, und als wir bei unserer letzten 
Hauptausschusssitzung unsere Position zur Zukunft 
Europas verabschiedet haben, war es ganz deutlich: 
Alle stehen hinter Europa, alle stehen hinter den 
Werten der Gemeinsamen Union und auch für Soli-
darität. Und wir werden bei unserer nächsten Sit-
zung im Januar eine Debatte dazu führen, weil es ja 
natürlich auch wieder eng verbunden ist mit all den 
Fragen, die Sie heute auch diskutiert haben.

Was bedeutet das konkret? Und wie groß ist die Be-
reitschaft, sich gegenseitig zu unterstützen, auch 
wenn es darum geht, Kapazitäten auszubauen, weil 
es natürlich – und wir haben es ja auch heute häufig 
angesprochen – Unterschiede gibt in den Struktu-
ren, in der Fähigkeit, Dinge selbst zu verwalten, eine 
Verwaltung zu organisieren? Es besteht meines 
Erachtens eine große Bereitschaft auf kommunaler 
Ebene, auf regionaler Ebene, sich gegenseitig dabei 
zu helfen und voneinander zu lernen.

Herr Fuest, Sie haben das Thema Flexicurity ange-
sprochen. Wir hatten bei uns auch die Debatte über 
die soziale Säule. Es ist aber auch so, dass es zwi-
schen den Nord- und Süd- und Ost- und West-Län-
dern große Unterschiede in der Philosophie, in der 
Auffassung dazu gibt. Dass die nördlichen Länder 
dazu einen großen Beitrag über Steuern finanzieren, 
ist in anderen Ländern wahrscheinlich nicht mach-
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bar. Die ganze Frage hängt ja auch damit zusam-
men, was die Bevölkerung auch bereit ist, zu finan-
zieren, also höhere Steuerabgaben zu leisten, um 
dann so ein System wie Flexicurity zu finanzieren.

Wir haben bei uns keinen Konsens gefunden. Man 
ist sich einig, dass man sich nicht einig ist. Und inso-
fern auch noch einmal das Plädoyer, dass wir uns 
mit der Vielfalt in Europa auch auf die starken Re-
gionen beziehen, die bereit sind, die Träger der 
Union zu sein, vorausgesetzt – Sie haben es ange-
sprochen –, sie sind in ihren Kompetenzen und na-
türlich auch in ihren Finanzen stark. Dann kann man 
auf diese Regionen sehr stark bauen.

Und mit Bezug auf die aktuelle Situation in Spanien: 
Wir werden auch versuchen – und ich hoffe, Sie 
werden das auch tun –, im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten auf eine zivilisierte und friedliche Lösung 
hinzuwirken, um zu verhindern, dass andere Regio-
nen dem Beispiel Kataloniens folgen werden. Wir 
denken, es gibt ein berechtigtes Interesse, aber es 
muss mit demokratischen und zivilisierten Mitteln 
und Möglichkeiten dafür gekämpft werden. – Danke 
sehr.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Frau Bischoff, bitte.

SVe Gabriele Bischoff (EWSA Brüssel): Wir haben 
ja lange diese Debatte zum Thema Flexicurity ge-
führt. Ich weiß nicht, wie ein EU-Haushalt von der 
Größe her aussehen müsste, wenn er das aufwen-
den würde, was die Dänen aufwenden, um ihr Mo-
dell, nämlich Arbeitsplätze nicht zu schützen, auch 
durchzusetzen. Ich denke, dass der Ansatz der 
Kommission richtig ist, zu sagen: ein Europa, das 
schützt und ermächtigt, weil ich denke, es geht 
darum, dass man den Menschen wieder die Kontrol-
le über ihr Leben zurückgeben muss. Und das be-
deutet eben auch, dass sie sich sicher sein können, 
dass die Europäische Union und dass die Mitglied-
staaten zusammen politisch sowohl die Globalisie-
rung gestalten wollen und können, als auch bei-
spielsweise andere Herausforderungen, die die 
Menschen im Moment sehen und von denen sie sich 
auch bedroht fühlen, meistern wollen.

Man braucht auch für Flexibilität ein bestimmtes 
Maß an Sicherheit und kann das nicht gegeneinan-
der ausspielen. Und das kann die Union aus meiner 
Sicht liefern. Für mich ist es, wenn es darum geht, 
welche drei Versprechen die Europäische Union 
geben soll, auf jeden Fall einmal, dass sie über star-
ke Grundrechte ihre Bürgerinnen und Bürger 
schützt, dass sie Rechtsstaatlichkeit garantiert, dass 
sie auch einschreitet, wenn die Rechtsstaatlichkeit 

verletzt wird und dass sie für Gerechtigkeit und Soli-
darität sorgt. Das sind eigentlich vier Wünsche, aber 
für mich gehören Gerechtigkeit und Solidarität zu-
sammen.

Die Europäische Union: Wer ist das? Das ist ja 
immer wieder die Frage. Sie ist ja keine anonyme 
Macht, sondern das sind einzelne Akteure. Es 
braucht starke, demokratisch legitimierte Akteure, 
und deshalb ist für mich eine Zukunft Europas ohne 
stärkere Rechte für das Europäische Parlament und 
ohne eine stärkere Einbeziehung der nationalen 
Parlamente gar nicht denkbar.

(Beifall)

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Frau Bischoff. – Herr Prof. Fuest, bitte.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Vielen Dank. – Frau Schmidt, ich bin 
ganz Ihrer Meinung, dass wir in Europa friedlich mit-
einander umgehen sollen. Das ist das Hauptgut, 
dass wir uns friedlich im Parlament in Brüssel treffen 
und miteinander diskutieren und auch unsere Diffe-
renzen offen austauschen. Das ist eine der großen 
Leistungen der EU, da bin ich vollkommen Ihrer Mei-
nung.

Welche Szenarien wären sinnvoll? – Mir ist ein Sze-
nario sympathisch, das sagt: Lasst uns eventuell 
weniger zusammen tun und lasst uns auch flexibel 
vorangehen. Es müssen nicht immer alle 27 mitma-
chen, das wird nicht klappen, sondern wir können 
Dinge, die uns helfen, auch gemeinsam in kleineren 
Gruppen zusammen machen.

Wie gehen wir mit denen um, die bestimmte Dinge 
nicht wollen und die z.B. in der Migration andere 
Ideen haben? Hier würde ich sagen: Vorsicht! Es ist 
wirklich hilfreich, einmal nach Ungarn zu fahren und 
mit den Menschen dort zu sprechen, auch mit den 
Politikern, oder in andere osteuropäische Staaten, 
und statt zu predigen einfach einmal zuzuhören.

(Abg. Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Aber Un-
garn hat auch den Stacheldraht …!))

Ja ja, ist alles in Ordnung. Aber wenn man einmal 
nicht predigt und anschuldigt, sondern einfach ein-
mal zuhört, dann hört man, das mit der Zuwande-
rung ist so gelaufen: Deutschland hat einen Allein-
gang unternommen, ohne jede Rücksicht auf die 
europäischen Partner und ohne Konsultation mit 
den europäischen Partnern, und möchte seine Auf-
fassungen über Migration anderen vorschreiben.
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Und noch einmal: In Europa gibt es nicht im Ge-
ringsten eine Mehrheit dafür, das deutsche Wirt-
schafts- oder Gesellschaftsmodell oder die deut-
schen Ideen von Migration zu übernehmen. Das 
müssen wir einfach einmal zur Kenntnis nehmen. Es 
gibt keinen Konsens darüber. Und deshalb würde 
ich mir vorstellen, dass wir in der Zukunft vielleicht 
etwas weniger in dem Glauben antreten, wir wüss-
ten oder in Brüssel wüssten bestimmte Gruppen, 
was Europa ist, sondern dass wir uns vielleicht ein-
mal etwas pragmatischer mit Politikfeldern – und da 
müssen wir dann leider auch wieder konkret wer-
den – auseinandersetzen, in denen wir gemeinsam 
nützliche Dinge tun können, etwa in der Verteidi-
gung, auch in der Migrationspolitik, in der Entwick-
lungshilfe, bei den vielen gemeinsamen Interessen, 
die wir haben. Ich würde aber davon abraten, mit 
großen Vereinheitlichungsvisionen anzutreten. Da 
muss man sehr vorsichtig sein, denn das wird nicht 
klappen. Ich würde eher empfehlen, etwas beschei-
dener zu sein.

Und gerade was Deutschland angeht: Man schaut 
Deutschland und Frankreich als Paar sehr misstrau-
isch an in Europa, wenn diese beiden Länder sozu-
sagen voranschreiten, weil der Eindruck entsteht, 
sie wollten alles bestimmen. Ich würde sagen: Ein 
bisschen bescheidener antreten und zuhören – auch 
bei der Migrationsfrage –, statt andere mit irgend-
welchen Sanktionen zu bedrohen, weil sie die Wan-
derungspolitik nicht so durchführen wollen, wie wir 
uns das vorstellen.

(Zuruf der Abg. Gabi Schmidt (FREIE WÄH-
LER))

Ich verteidige da nichts!

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Wir sind zeit-
lich schon ein wenig in Verzug, einige müssen um 
15.30 Uhr weg. – Also noch eine kurze Nachfrage, 
Frau Schmidt.

Abg. Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Ich meinte 
nicht, dass wir grundsätzlich unseren Willen überall 
durchsetzen sollen. Ich habe mir das sehr wohl in 
Ungarn angeschaut. Aber wenn ein EU-Land Gelder 
für humanitäre Aufgaben bekommt, dann muss es 
auch den Auftrag gemäß der Bestimmung des Ge-
ldes umsetzen. Darum ging es mir, das wollte ich 
nur klarstellen.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Prof. Fuest 
noch dazu.

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (ifo Institut 
München): Verstöße gegen Grundrechte will ich hier 

überhaupt nicht verteidigen. Da gibt es nichts zu ver-
teidigen. Aber das wäre jetzt ein weites Feld, denn 
da müsste man dann die Türkei-Politik der EU aus-
klammern.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Prof. Davis, 
bitte.

SV Prof. James W. Davis, Ph. D. (Universität St. 
Gallen): Es gibt interessanterweise jetzt etwas mehr 
Gemeinsamkeit, denn Frau Bischoffs Antwort ging in 
eine ähnliche Richtung wie die meine. Ich glaube, es 
ist eine Frage, wie man das dann realisiert, die drei 
Versprechen, die man einhalten soll bzw. die drei Er-
rungenschaften, zum einen, dass Europa ein ge-
meinsames Projekt ist.

Wo meine Strategie und die von Frau Bischoff aus-
einandergehen ist, dass ich glaube, dass wir mit 
dem Brexit gesehen haben, wie man aus einem ge-
meinsamen Projekt wieder ein nationales Projekt 
machen kann. Ich will nichts überstrapazieren, da 
bin eher bei Herrn Fuest, der ein bisschen mehr für 
"weniger" ist, damit das Gemeinsame bleibt. Die 
größte Errungenschaft ist natürlich, dass Deutsch-
land und Frankreich sich versöhnt haben und dass 
man miteinander redet und nicht mehr streitet.

Die zwei weiteren Versprechen – und die sind für 
mich sehr eng verknüpft, und ich glaube, ich bin 
damit wieder nicht sehr weit von Frau Bischoff weg – 
sind zum einen eine Menschenrechtscharta, die 
man einzuhalten hat, und zweitens ein Binnenmarkt. 
Die gehen irgendwie zusammen. Aber wenn das 
nicht zusammengeht und auseinanderdriftet, dann 
haben wir nicht die EU, die ich mir wünsche.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön, Herr Prof. Davis. – Herr Dreute, bitte.

SV Oliver Dreute (EPSC Brüssel): Danke schön. – 
Das waren zwei Fragen, einmal, welche Szenarien, 
also welcher Weg, und was die drei Versprechen 
sind, die am wichtigsten sind.

Weniger, aber effizienter für die große Menge der 
Dinge: Europa muss sich darauf konzentrieren, was 
es ist, was es wirklich tun kann und soll. Da, wo Eu-
ropa sich entscheidet, dass es tun soll, sollte es mei-
ner Ansicht nach mehr und stärker gemeinsam han-
deln, und das sind dann die drei Versprechen, die 
erstens die Bürger erwarten und die Europa letztlich 
auch liefern muss, um bestehen zu können, und das 
sind Schutz, Sicherung und Modernisierung.

Schutz ist das, was die Bürger im Moment laut Um-
fragen erwarten. Ich denke nicht, dass Politik nur auf 
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Umfragen basieren sollte, aber das ist, glaube ich, 
eine Anforderung an Außengrenzen, an Sicherheit 
und an die Entwicklung einer Verteidigungsperspek-
tive für Europa in einer unsicheren Weltlage.

Das Zweite ist – und das wird leider immer wieder 
vergessen – die Modernisierung unserer Gesell-
schaft und Wirtschaft. Das ist etwas, was Europa 
und die Europäer nur gemeinsam machen können. 
Da sind einzelne Versuche absolut zum Scheitern 
verurteilt, weil wir einfach wirtschaftlich so eng ver-
bunden sind. Diese Bereiche sind Forschung, Ent-
wicklung, Innovation, und ohne Europa wird kein 
Mitgliedstaat das bestehen können.

Und damit einher geht die dritte Frage: die Siche-
rung. Da spielt sicher die soziale Sicherung eine 
Rolle und wie wir diese Sicherung gemeinsam auf 
der Grundlage dessen, was wir durch unsere Wirt-
schaftskraft und Innovation erreichen können, defi-
nieren. Da spielt hinein: Wie stellen wir uns die Soli-
darität in der Euro-Zone und im Haushalt vor? Und 
deswegen ist diese dritte Säule aus meiner Sicht die 
politisch am heißesten zu diskutierende, denn da 
geht es sicherlich um Wertungsfragen, die weit aus-
einander liegen, aber auf die wir Europäer eine ge-
meinsame Antwort finden müssen, weil das die dritte 
Säule ist, für die Europa irgendeine Lösung finden 
muss. – Danke.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Danke 
schön. – Ich darf jetzt Herrn Prof. Fuest entschuldi-
gen. Er hatte um 15.30 Uhr einen wichtigen Termin 
und ist schon gegangen.

Ich sage allen Sachverständigen im Namen aller 
Kollegen aus dem Europa-ausschuss herzlichen 
Dank für die rege, offene und, wie ich glaube, auch 
ehrliche und kompetente Diskussion. Es war für uns 

sehr fruchtbar, wir haben sehr viele Anregungen be-
kommen, die wir auch in unserer politischen Arbeit 
natürlich für die Zukunft Europas, aber auch für die 
Zukunft Bayerns verarbeiten werden.

Ich sage nochmals herzlichen Dank und wünsche 
Ihnen noch einen schönen Tag und einen guten 
Nachhauseweg – Herr Dreute und, wie ich glaube, 
auch die Damen haben den weitesten Weg. Einen 
schönen Nachmittag!

Herr Stellvertreter, bitte.

Abg. Georg Rosenthal (SPD): Wir hätten eigentlich 
seit 15.00 Uhr im Prinz-Carl-Palais eine Verleihung 
der Europa-Urkunden gehabt. Ich möchte, dass wir 
irgendwie zum Ausdruck bringen, dass es nicht gut 
ist, dass während eines regulären Sitzungstermins 
von der Staatsregierung parallel eine große Verlei-
hung anberaumt wird. Gestern war ein nachholender 
Termin für zwei, die nicht konnten, heute ist es um 
15.00 Uhr im Prinz-Carl-Palais. Ich möchte das auch 
an die Kolleginnen und Kollegen der anderen Frak-
tionen richten.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Ich würde 
vorschlagen, dass ich im Auftrag des Ausschusses 
einen Brief an die Europaministerin schreibe. Ist das 
in Ordnung?

Abg. Georg Rosenthal (SPD): Ja, sehr schön. 
Danke.

Vorsitzender Dr. Franz Rieger (CSU): Beschluss 
einstimmig? – Gut, danke schön.

Damit ist die Sitzung geschlossen.

(Schluss: 15.42 Uhr)
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